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Warum diese Broschüre? 

Eins vorweg: Die vorliegende Broschüre ist 
als Einfuhrung in das Thema „Kurdistan" 
gedacht und erhebt nicht den Anspruch auf 
Vollständigkeit. Am Ende haben wir weiter-
führende Literatur zusammengestellt und 
kurz kommentiert. 

Kurdistan, das zerrissene Land an Euphrat 
und Tigris, erstreckt sich über vier Staaten. 
Nach vorsichtigen Schätzungen leben dort 
heute zwischen 25 bis 30 Millionen Kurdin-
nen; davon etwa 15 Millionen in der Türkei, 
4 Millionen im Irak, 7 Millionen im Iran und 
1 Million in Syrien. Zwischen 1 und 2 Mil-
lionen leben als Flüchtlinge oder Arbeitsim-
migrantinnen in Westeuropa, davon 500.000 
in der Bundesrepublik. Die Fläche Kurdi-
stans wird auf fast 500.000 Quadratkilometer 
beziffert. 

Wir beschränken uns in dieser Broschüre auf 
den türkischen Teil Kurdistans (Nordwest-
Kurdistan) und versuchen, den aktuellen 
Konflikt auch ausgehend von den histori-
schen Weichenstellungen zu Beginn des 
20. Jahrhunderts zu erklären. Neben der Dar-
stellung der aktuellen Situation im türkischen 
Teil Kurdistans interessieren uns die Vor-
schläge für eine politische Lösung und die 
ökonomischen wie geostrategischen Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Türkei an Kurdistan. 

Dabei begreifen wir uns weniger als eine 
Menschenrechtsorganisation und kritisieren 
nicht nur, daß es in der Türkei Folter und 
Waffenlieferungen dorthin gibt, sondern fra-
gen nach dem Warum. 

Die Autorinnen sind Mitarbeiterinnen der 
AKTION 3. WELT Saar und arbeiten seit 
einigen Jahren zu Kurdistan. Im Rahmen von 
Delegationen waren wir dreimal zu Gast im 
türkischen Teil Kurdistans. 

Ausgangspunkt unserer Auseinandersetzung 
waren und sind kurdische Flüchtlinge, mit 
denen wir im Rahmen unserer Flüchtlingsbe-
ratungsstelle zusammenarbeiten. Neben der 
Beschäftigung mit vielen kleinen Alltagspro-
blemen führte uns die Frage „Warum und vor 
wem fliehen die Menschen?" zur Auseinan-
dersetzung mit den deutschen Interessen im 
türkisch-kurdischen Konflikt. Gleichzeitig 
lernten wir auch, nicht gleich in jedem kurdi-
schen Flüchtling einen verhinderten Revolu-
tionär zu sehen, in den wir unsere Wünsche 
nach einer besseren Gesellschaft hineinproji-
zieren. Wenn wir mit dem Hier und Jetzt nicht 
zufrieden sind, müssen wir es schon selber 
richten, und zwar vor der eigenen Haustür. 

1991 veröffentlichten wir in der Reihe BRD 
+ Dritte Welt eine Einfuhrungs-Broschüre 
zum Thema Rassismus (Nr. 45). 

AKTION 3. WELT Saar 

Vortragstip 

„KEINE Urlaubsbilder aus Kurdistan" 
heißt ein Diavortrag von Mitarbeiterinnen 
der AKTION 3. WELT Saar. Als Grund-
lage dienen drei Delegationsreisen durch 
den türkischen Teil Kurdistans und die 
jahrelange Auseinandersetzung mit den 
Problemen von Kurdinnen in der BRD. 
Neben der Darstellung von Menschen-
rechtsverletzungen und Photos von deut-
schen Waffen in Kurdistan geht es vor 
allem um die Interessen der BRD und 
Türkei in diesem Krieg und Möglichkei-
ten einer politischen Lösung. Der Vortrag 
eignet sich gleichermaßen für die politi-
sche Arbeit und die Erwachsenenbildung. 
Termin- und Honorarabsprachen bitte 
über unsere Adresse. 
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Kurdistan im Überblick 

Geographie linge oder Arbeitsimmigrantinnen, z.B. in 
Westeuropa. 

Unter Kurdistan versteht man eine Region im 
Nahen Osten, die sich mit einer Ausdehnung 
von 460.000 qkm über die vier Nationalstaa-
ten Türkei, Irak, Iran und Syrien erstreckt. 
Davon entfallen 235.000 qkm auf die Türkei 
(Nord-West-Kurdistan), 30.000 qkm auf Sy-
rien (West-Kurdistan), 125.000 qkm auf den 
Iran (Ost-Kurdistan) und 70.000 qkm auf den 
Irak (Süd-Kurdistan). 

Von den 25 bis 30 Millionen Kurdinnen le-
ben 15 Millionen im türkischen Teil, 4 Mil-
lionen im irakischen, 7 Millionen im irani-
schen und 1 Million im syrischen Teil Kurdi-
stans. Zwischen 1 und 2 Millionen leben 
außerhalb der vier Länder, meist als Flücht-

Zwischen Ost und West beträgt die Ausdeh-
nung Kurdistans etwa 2.000 km, zwischen 
Nord und Süd zwischen 1.200 und 500 km. 
(Schumann 1992, S. 146f.) Allein Nord-
West-Kurdistan umfaßt rund 30 % des türki-
schen Staatsgebietes. 

Das Klima ist kontinental; Temperaturen um 
-20°C im Winter sind keine Seltenheit. In der 
Landwirtschaft nimmt die Bewässerung eine 
wichtige Rolle ein; auf den Hochebenen wird 
Viehzucht und Ackerbau (Getreide, Gemüse, 
Obst) betrieben; im südlichen Teil wachsen 
Zitrusfrüchte. Die Berghänge sind bewaldet, 
sofern die Wälder nicht von der türkischen 
Armee niedergebrannt worden sind (Kizilhan 
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1995, S.17f.). An Bodenschätzen gibt es Öl, 
Kupfer, Kohle, Blei, Eisen, Zinn und Silber. 

Historische Entwicklung 

Die ersten Dokumente kurdischer Siedlungs-
geschichte im Zweistromland gehen auf rund 
2000 v.Chr. zurück. Daß es bis zum Beginn 
des 20. Jahrhunderts keinen kurdischen Na-
tionalstaat mit starker Zentralgewalt gab, 
hegt im wesentlichen in drei Faktoren be-
gründet (Ahmad 1994, S. 9f.): 

1. Kurdistan war jahrhundertelang dem Zu-
griff der drei untereinander konkurrierenden 
Machtzentren Persien/Iran, Babylon/Irak 
und Byzanz/Türkei, „die — einem riesigen 
dreieckigen Magneten ähnlich — das Kapi-
tal ständig aus Kurdistan abzogen und eine 
Kapitalakkumulation in Kurdistan selbst ver-
hinderten" (ebd., S. 9), ausgesetzt. Seit dem 
17. Jahrhundert dominierte dann die Rivalität 
zwischen dem Osmanischen und dem Persi-
schen Reich. 

2. Im Gegensatz zu anderen asiatischen Län-
dern fehlte in Kurdistan, bedingt durch die 
Gebirgslandschaft und die dadurch kleinen 
Bodenflächen, eine zentrale Bewässerung. 
Diese bildete nicht nur in Asien häufig die 
Grundlage zur Entstehung von Staaten (asia-
tische Produktionsweise). Da die landwirt-
schaftlich nutzbaren Flächen aber meist über 
den großen Flüssen lagen, beschränkte sich 
in Kurdistan die Bewässerung auf dezentrale 
Systeme. 

3. Es fehlte eine einheitliche Religion, mit 
dem Anspruch, ideologisches Zentrum zu 
sein (z.B. Bündelung und Orientierung von 
Widerstandselementen). Dies gekoppelt mit 
der weit verzweigten Stammes- und Clan-
struktur schränkte das einheiüiche Agieren 
ein und verhinderte letztlich die Entstehung 
eines eigenen kurdischen Staates. 

Hinzu kommt noch das Fehlen einer einheit-
lichen Sprache. 

Bis zur zwangsweisen Isl ami sierung seit dem 
beginnendem 7. Jahrhundert n.Chr. waren 
die meisten Kurdinnen Anhängerinnen Zara-
thustras (iranisch-kurdischer Prophet) bzw. 
Yesiden. Obwohl die Macht in der Region 
Kurdistan in der Folgezeit zwischen Persien, 
Byzanz und Babylon hin- und hergerissen 
wurde, genossen die kurdischen Fürstentü-
mer eine Zeit der Ruhe und konnten, solange 
sie das Machtgefüge akzeptierten, in materi-
eller und kultureller Hinsicht aufblühen (Ki-
zilhan 1995, S. 19f.). 

Um ihre Selbständigkeit zu wahren, stellten 
die kurdischen Fürstentümer 1639 dem Per-
sischen und Osmanischen Reich jeweils Sol-
daten. Die zunehmende Zentralisierung des 
osmanischen Reiches seit dem 19. Jahrhun-
dert beendete aber Zug um Zug die relative 
Autonomie der kurdischen Fürstentümer. 
Eine ähnliche Entwicklung vollzog sich auf 
persischer Seite (Kizilhan 1995, S. 21). Mitte 
des 19. Jahrhunderts kam es zu mehreren 
fehlgeschlagenen Aufständen gegen das Os-
manische Reich. Daß dieser Prozeß nicht ge-
radlinig verlief, zeigte sich am Ende des 
19. Jahrhunderts, als mehrere Reiterverbän-
de kurdischer Stämme (Hamidiya-Regimen-
ter) zur polizeilichen Kontrolle des östlichen 
Teils des Osmanischen Reiches (Armenien, 
Grenze zu Rußland) eingesetzt wurden. Da-
mit sicherte sich der osmanische Sultan Abd 
Hal-amid U (1876-1909) die Loyalität der 
kurdischen Stammesführer. Dieses Bündnis 
mit der kurdischen Oberschicht endete mit 
dem Erstarken der Jungtürken (Hamoto, 
Azad: Historische Weichenstellungen..., in: 
Hinz-Karadeniz 1994, S. 257f.). 

Intervention Europas 

Gleichzeitig versuchten England und Frank-
reich seit Beginn des 19. Jahrhunderts, im 
Osmanischen Reich an Einfluß zu gewinnen. 
Bei der Niederschlagung kurdischer Auf-
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stände wurde die Osmanische Armee durch 
England und Frankreich unterstützt. Bei der 
Berliner Kongo-Konferenz 1878 wurde das 
osmanische Reich zur deutschen Interes-
sensphäre erklärt, worauf sich eine intensive 
politische wie militärische Zusammenarbeit 
zwischen Preußen bzw. dem Deutschen 
Reich und dem Osmanischen Reich ent-
wickelte. Im Mittelpunkt des deutschen Inter-
esses standen schnell die Erdölfelder des Na-
hen Ostens (ebd., S. 258). Während die bei-
den Verbündeten einerseits eine Teilintegra-
tion der kurdischen Stammesfürsten über den 
Aufbau eigener Regimenter (150.000 Mann) 
anstrebten, die verlustreich im Ersten Welt-
krieg gegen Rußland und zur Verteibung und 
Vernichtung von 3 Millionen Armenierinnen 
eingesetzt wurden, deportierte man gleich-
zeitig rund 500.000 Kurdinnen nach Anato-
lien, die spätere Westtürkei (ebd., S. 260). 

Der Erste Weltkrieg 1914-1918 

Der Erste Weltkrieg brachte eine Verschie-
bung der Einflußsphären. Während die Tür-
kei den Krieg an der Seite des Deutschen 
Reiches verlor, beanspruchten England und 
Frankreich in der Position des Siegers die 
kurdischen Erdölfelder im heutigen Nord-
irak. Der südwestliche Teil Kurdistans stand 
unter französischem Einfluß, der südöstliche 
Teil unter britischem, der östliche Teil unter 
iranischem und der nördliche Teil unter os-
manischem. 

Allein die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Ethnie des Osmanischen Reiches sowie die 
Vorliebe für deren Sprache war bis zum 19. 
Jahrhundert keine Grundlage für Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung. Doch das alte Os-
manische Reich zerfiel, an seine Stelle trat ab 
1923 der türkische Nationalstaat unter Mu-
stafa Kemal Atatürk. Ziel der Gruppe um 
Atatürk war es, den Zerfall des Osmanischen 
Vielvölkerreiches zu stoppen, an seine Stelle 
einen (türkischen) Nationalstaat europäi-
scher Prägung zu setzen und zumindest pro-
pagandistisch gegen die ausländische Bevor-

mundung vorzugehen (ebd., S. 259). In dieser 
Phase des Übergangs und der Schwächung 
des alten Osmanischen Reiches schien es den 
Kurdinnen zunächst zu gelingen, durch ihre 
Beteiligung an Verhandlungen und indem sie 
auf die Siegermächte setzten, ein Mehr an 
Rechten und Autonomie zu erreichen. 

Vertrag von Sèvres 

In dem Pariser Vorort Sèvres unterzeichneten 
die Siegermächte und die Türkei im August 
1920 einen Vertrag über die Neuordnung der 
türkischen Grenzen. Neben Gebietsabtretun-
gen an Griechenland, Italien, den neu gegrün-
deten Staat Armenien und der Internationali-
sierung der Meerenge (Bosporus) wurde für 
Kurdistan in den Artikeln 62, 63 und 64 
eine Autonomieregelung getroffen (ebd., 
S. 264f.): 

Art.62: „Eine in Konstantinopel tagende und 
aus drei Mitgliedern der britischen, französi-
schen und italienischen Regierung bzw. von 
diesen ernannten Beauftragten bestehende 
Kommission bereitet innerhalb von sechs 
Monaten ab Inkraftsetzung dieses Vertrages 
die lokale Autonomie für die Regionen vor, in 
denen das kurdische Element vorherrscht. 
Sie liegen östlich des Euphrat, südlich der 
Südgrenze von Armenien, wie sie später end-
gültig festgelegt werden soll, und nördlich 
der Grenze der Türkei mit Syrien und Meso-
potamien entsprechend der Beschreibung in 
Art. 27II (2 und 3). Bei fehlender Einstim-
migkeit über irgendeine Frage wird diese von 
den Kommissionsmitgliedern ihren jeweili-
gen Regierungen vorgelegt. Dieser Plan muß 
vollständige Garantien zum Schutz der As-
syro-Chaldäer und anderer ethnischer oder 
religiöser Minderheiten im Inneren dieser 
Region enthalten, und zu diesem Zweck wird 
eine Kommission, die britische, französische, 
italienische, persische und kurdische Reprä-
sentanten umfaßt, die Gebiete besuchen, um 
zu prüfen und zu entscheiden, welche Berich-
tigungen gegebenenfalls an der Grenze zur 
Türkei, dort wo sie kraft Vorschrift dieses 

8 



Vertrages mit der Grenze Persiens zusam-
menfällt, vorzunehmen sind. " 

Art.63: „Die osmanische Regierung ver-
pflichtet sich, von nun an die Entscheidungen 
bei der in Art. 62 vorgesehenen Kommission 
innerhalb von drei Monaten nach der Be-
kanntgabe zu akzeptieren und auszuführen. " 

den wichtigsten alliierten Mächten und der 
Türkei. Wenn und falls der genannte Verzicht 
erfolgt ist, wird von den Hauptalliierten kei-
nerlei Einwand erhoben gegen den freiwilli-
gen Anschluß der Kurden, die in dem Teil 
Kurdistans wohnen, der bis heute dem Vi-
layet Mosul gehört, an dieses unabhängige 
Kurdistan. " 

Art.64: „Wenn innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Vertrages die kurdische 
Bevölkerung in den Art. 62 genannten Gebie-
ten sich an den Rat des Völkerbundes wendet 
und beweist, daß eine Mehrheit der Bevölke-
rung in diesen Regionen von der Türkei un-
abhängig sein will, und wenn der Rat dann 
annimmt, daß diese Bevölkerung dieser Un-
abhängigkeit fähig ist, und wenn er emp-
fiehlt, sie ihr zuzugestehen, verpflichtet sich 
die Türkei, sich künftig nach dieser Empfeh-
lung zu richten und auf alle Rechte und Be-
sitztitel über diese Region zu verzichten. Die 
Einzelheiten dieses Verzichts sind Gegen-
stand einer Sondervereinbarung zwischen 

Bei allen politischen Optionen und Chancen, 
die diese Regelung zugunsten von Kurdin-
nen enthielt, ist doch unübersehbar, daß sich 
die Siegermächte Frankreich, Italien und 
Großbritannien das letzte Wort vorbehielten 
und damit offen ihren Anspruch auf Kurdi-
stan benannten. 

Doch das Abkommen von Sèvres war zum 
Scheitern verurteilt. Die osmanische Natio-
nalversammlung und Sultan Mohammed VI 
lehnten den ausgehandelten Vertrag ab. Auf 
kurdischer Seite kam es nach Bekanntgabe 
der geplanten Abtrennung der Regionen um 
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Erzurum, Kars, Bitlis, Erzincan, Mus und 
Van an Armenien zu Unruhen. 

Die türkische Seite begann, mit militärischen 
Mitteln eine Korrektur der Grenzen und Neu-
ordnung der Einflußsphären zu ihren Gun-
sten vorzunehmen. Dem Massaker von 1916 
an Armenierinnen folgte nach der militäri-
schen Rückeroberung armenischer Gebiete 
ein zweites. Die Türkei diktierte Armenien 
einen neuen „Friedensvertrag", der die Be-
schlüsse von Sèvres zunichte machte. Nach 
militärischen Siegen wurden die Griechen 
vom osmanischen Fesüand vertrieben, mit 
Frankreich ein Rückzug aus den kurdischen 
Gebieten Maras, Antep und Urfa vereinbart 
und dabei gleichzeitig die Grenze zwischen 
dem türkischen und dem unter französischem 
Einfluß stehenden syrischen Teil Kurdistans 
gezogen. Frankreich behielt jedoch seine 
ökonomischen Optionen auf den türkischen 
Teil und die kurdischen Gebiete im Südwe-
sten Kurdistans, die es an den neu geschaffe-
nen Staat Syrien angliederte. Mit dem Anka-
ra-Abkommen von 1921 war Frankreich der 
erste Staat, der der Vierteilung Kurdistans 
zustimmte. 

1922 wurde das Sultanat abgeschafft und 
1923 die Türkische Republik ausgerufen. 
Präsident wurde Mustafa Kemal, Hauptstadt 
Ankara. 

Konferenz von Lausanne 

Auf der Konferenz von Lausanne wurden 
1923 alle Vereinbarungen von Sèvres für null 
und nichtig erklärt. Während in Sèvres noch 
Kurden am Verhandlungstisch saßen, fehlten 
sie in Lausanne. Die neue türkische Republik 
setzte ihre militärischen Erfolge rigoros in 
politische Vereinbarungen um. Unstimmig-
keiten zwischen der Türkei, England und 
Frankreich gab es lediglich um die erdölrei-
chen Gebiete von Mossul und Kirkuk, den 
heutigen Nordirak, die unter englischem Ein-
fluß blieben. 

Zu der kurdischen Frage gab es nur allgemei-
ne Vereinbarungen in den Artikeln 38 und 
39: 

Art.38: „Die türkische Regierung verpflich-
tet sich, allen Einwohnern der Türkei voll-
ständigen Schutz ihres Lebens und ihrer 
Freiheit zu gewähren, ohne Unterschied der 
Geburt, Nationalität, Rasse und Religion... " 

Art.39: „Keine Beschränkung des freien Ge-
brauchs jedweder Sprache eines jeden türki-
schen Staatsangehörigen wird ausgespro-
chen werden, sei es im privaten oder ge-
schäftlichen Bereich, oder in politischen Ver-
sammlungen... " (ebd., S. 267) 

Die Türkei proklamierte die Unteilbarkeit 
des türkischen Staatsgebietes. Der Gebrauch 
der kurdischen Sprache in der Öffentlichkeit 
wurde verboten. Der Abschaffung des Islam 
als Staatsreligion folgte das aggressive Pro-
pagieren einer „Volksgemeinschaft" und da-
mit die Türkisierung aller Minderheiten. 

Letztlich wurde in Lausanne die Vierteilung 
Kurdistans festgelegt, die auch heute noch 
bestimmend ist. Hinter den vier Besatzungs-
mächten Kurdistans stehen bis heute mit 
leichten Verschiebungen europäische Mäch-
te wie England, Frankreich und die BRD 
sowie die USA und die UdSSR, die sich 
damit ihren Einfluß in dieser rohstoffreichen 
und geostrategisch wichtigen Region sicher-
ten und sichern. Sie bilden die Garanten da-
für, daß es der Türkei, Syrien, dem Irak und 
dem Iran bis heute gelang, alle kurdischen 
Aufstände niederzuschlagen: 

• 1925 unter Führung des Shaikh Said von 
Piran in der Region Sirt, Diyarbakir und Har-
but: Niederschlagung mit Hilfe der Luftwaf-
fe; Frankreich erlaubte die Nutzung der Bag-
dad-Bahn für türkische Truppentransporte. 
Als Reaktion auf den Aufstand vernichtete 
die türkische Armee zahlreiche kurdische 
Dörfer und begann damit, Kurdinnen gewalt-
sam in den Westen der Türkei umzusiedeln. 
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• 1929 am Berg Ararat in Nordkurdistan: 
Nach anfänglicher Unterstützung des kurdi-
schen Aufstandes durch den Iran erlaubte der 
Schah dann doch türkischen Truppen, zur 
Niederschlagung durch iranisches Gebiet zu 
ziehen. Im September 1930 wurde der Auf-
stand endgültig blutig niedergeschlagen. 
Vernichtung vieler kurdischer Dörfer. 

• 1930 und später in Südkurdrstan unter der 
Führung Barzanis gegen Bagdad. 

• 1937 in Dersim (heute türkisch: Tunceli): 
Als Reaktion auf die aggressive Türkisierung 
(z.B. Arbeitsdienst, Massenumsiedlungen...) 
formierte sich Widerstand; 80.000 Kurden 
standen unter Waffen. Massaker ah der Zivil-
bevölkerung, Angriffe mit Kampfflugzeugen 
auf Dörfer und massenhafte Umsiedlungen 
waren auch hier die Antwort. 

• 1946 Gründung der kurdischen Republik 
Mahabad in Ostkurdistan, im Iran. Die USA 
und England unterstützten die iranische Re-
gierung bei der Niederschlagung der Repu-
blik und der Hinrichtung der kurdischen Re-
präsentanten. Zuvor hatte sich die sowjeti-
sche Armee, offenbar in Absprache mit den 
anderen Siegermächten des ZweitenWelt-
krieges, zurückgezogen. 

• 1961-1975: Die Sowjetunion unterstützte 
die irakische Baath-Partei in ihrem Vorgehen 
gegen die Kurdinnen. 

• 1950 bis heute: Unterstützung der Türkei 
durch die USA und die BRD. 

Kurdistan war direkt nach dem Ersten Welt-
krieg das erste bedeutende geostrategische 
Übungsfeld für den neu gegründeten Völker-
bund, den Vorläufer der späteren UNO. Zwar 
gab es intern zwischen Frankreich und Eng-
land Unstimmigkeiten über den Zugang zu 
den Erdölvorkommen auf kurdischem Ge-
biet. Ein grundsätzlicher Dissens über die 
Aneignung dieser Regionen bestand jedoch 
nicht. 

Bei all dem muß allerdings beachtet werden, 
daß es bis heute kein einheitliches Vorgehen 
der Kurdinnen in den vier Ländern gegen die 
Besatzungsmächte gibt Dies mag mit ein 
Grund sein für die militärischen und politi-
schen Siege der führenden Industriestaaten 
und ihrer regionalen Interessenverwalter. 

Die Türkei heute 

Auch nach dem Zweiten Weltkrieg blieben 
Kurdinnen Bürgerinnen zweiter Klasse in 
der Türkei. Einer anfänglichen Lockerung 
nach 1950 (z.B. Publikation zweisprachiger 
Zeitungen) folgte ab 1960 die rigorose Ein-
schränkimg dieser Freiheiten durch das Mili-
tär. Als Reaktion auf die aus der gezielt auf-
rechterhaltenen wirtschaftlichen Unterent-
wicklung des kurdischen Gebietes in der Tür-
kei Oieine Industrie, Umsiedlungen, Land-
flucht, Großgrundbesitz) entstehenden Unru-
hen einerseits und die Ausstrahlung der stär-
ker werdenden kurdischen Nationalbewe-
gung im irakischen Teil andererseits setzte 
die türkische Regierung immer häufiger Mi-
litär und Polizei ein. Die zunehmende Wirt-
schaftskrise im Westen des Landes führte zu 
Streiks und Massendemonstrationen, an de-
nen sich auch viele linke Kurdinnen beteilig-
ten; aus' staatlicher Sicht betrachtet also zu 
sozialer Unruhe. Auch hier antwortete der 
Staat militärisch. 

Der von NATO-Kreisen unterstützte, zumin-
dest aber tolerierte Militärputsch von 1980 
war schließlich die Antwort des westlichen 
Sachwalters am Bosporus. 

Bis heute ist die wirtschaftliche Situation der 
Türkei von einer extremen Ungleichheit zwi-
schen dem Westen des Landes und dem kur-
dischen Teil gekennzeichnet. Im türkischen 
Teil Kurdistans finden sich klassische Merk-
male von Lebensverhältnissen, die für Län-
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der der sogenannten Dritten Welt kenn-
zeichnend sind: 
• hohe Analphabetenrate; unzureichende 

Schulversorgung; zusätzlich darf in den 
wenigen Schulen nur türkisch gesprochen 
und gelehrt werden; 

• geringe Gesundheitsversorgung; 
• kaum Industrie; 
• ungleiche Besitzverhältnisse an Grund und 

Boden: einerseits Großgrundbesitzer, 
Aghas; andererseits lebt die Mehrzahl als 
Landlose, Tagelöhner oder von der Subsi-
stenzlandwirtschaft; hohe Landflucht; 

• die gewinnbringende Weiterverarbeitung 
von Erdöl findet nicht in Kurdistan, son-
dern in der Westtürkei statt. 

Die gezielte Unterentwicklung des türki-
schen Teils Kurdistans und den massiven 
Einfluß westlicher Industriestaaten vor Au-
gen, spricht der türkische Soziologe Ismail 
Besikçi von der „Internationalen Kolonie 
Kurdistan". 

Die wirtschaftliche Krise in der Westtürkei 
eskaliert immer weiter. Zwar sind derzeit 
etwa 450 deutsche Firmen, darunter auch Sie-
mens, Daimler-Benz, Degussa sowie die 
Baufirmen Hochtief und Philip Holzmann, in 
der Türkei aktiv — 1992 betrugen die deut-
schen Direktinvestitionen nach Angaben der 
Bundesbank 881 Millionen DM (FAZ-Län-
derstudie Türkei 11/94, S. 10) —, insgesamt 
aber ist die ökonomische Gesamtsituation 
von eher miserablen Eckdaten bestimmt: 

• hohe Inflation; teilweise 70% und mehr; 
• wachsendes Außenhandelsdefizit, bis 

Ende 1994 rund 20 Milliarden Dollar; 
• die offizielle Arbeitslosenquote betrug 

Ende 1994 12%; hinzu kommen aber ver-
deckte Arbeitslosigkeit und 3-5 Millionen 
Flüchtlinge und Arbeitsmigrantlnnen, die 
in anderen Ländern leben..,,Die Maßnah-
men des Stabilisierungsprogramms lassen 
die Arbeitslosigkeit in der Türkei rasant 
wachsen. " (FAZ-Länderstudie Türkei 
11/94.-S.7). 

• „Deutschland ist weiterhin der mit Ab-
stand wichtigste Handelspartner der Tür-
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kei" (ebd., S. 11). Wichtig sind weiterhin 
die USA, Frankreich, Großbritannien und 
Italien. Aus diesen vier Ländern kommen 
sowohl 50 % der Importe und gehen auch 
50 % der Exporte hin; 16 % der Importe 
kommen aus der Bundesrepublik, 11 % 
aus den USA; 22 % der Exporte gehen in 
die Bundesrepublik, 9 % in die USA (ebd., 
S. 11). 

Der Krieg in Kurdistan kommt als Unsicher-
heitsfaktor für langfristige Investitionen hin-
zu. Ein Fünftel bis ein Viertel (13 Milliarden 
DM an direkten und indirekten Belastungen 
1994) des Staatshaushaltes wird für den 
Krieg gegen Kurdinnen verwendet (Schmid 
1995, S.10; Steinbach, Udo: Politik-Angebot 
der Kurden an Ankara, in: Die Welt 27.8.94, 
S. 7). Immerhin sind zeitweise zwei Drittel 
der 850.000 Mann starken türkischen Armee 
sowie mehrere Polizei- und Spezialeinheiten 
auf kurdischem Gebiet stationiert. Auch 
wenn die Türkei die Zinsen ihrer Auslands-
schulden bezahlt, so steigt die Verschuldung 
selber an. Innenpolitisch ist die „Eindäm-
mung des explodierten Haushaltsdefizits" 
das oberste Ziel der staatlichen Wirtschafts-
politik (ebd., S. 5). Kernpunkt ist dabei das 
umfangreiche Privatisierungsprogramm. Die 
Regierung ist weitestgehend von ausländi-
schen Kredit- und Waffenzuweisungen ab-
hängig und antwortet mit einem klassischen 
Privatisierungs- und Sparprogramm. Über 
200 defizitär arbeitende Staatsbetriebe wer-
den entweder geschlossen oder privatisiert; 
u.a. Turkish-Airlines, staatliche Elektrizitäts-
werke, Post- und Fernmeldewesen, Erdölbe-
triebe. Hinzu kommen die Entlassung von 
52.000 der 650.000 Staatsbeamten und stei-
gende Preise für Grundnahrungsmittel. Die 
damit einhergehende soziale Verelendung 
gekoppelt mit dem gezielt geschürten Natio-
nalismus gegen Kurdinnen führt zum Auf-
schwung der islamistischen Refah-(Wohl-
fahrts)-Partei (Schmid 1995, S.l 1). 
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Vor dem Staatsgericht (DGM) in Istanbul laufen die meisten politischen Prozesse; u.a. 
auch der Prozeß gegen Yassar Kemal. 

Menschenrechte in der Türkei 

Der alltägliche Terror: 
Militarisierung des Alltags 

Die Berichte von Menschenrechtsorganisa-
tionen sprechen Bände in ihrem beharrlichen 
Bemühen, den alltäglichen Terror, wenn 
auch nicht begreifbar zu machen, so doch in 
Sprache zu fassen und in Zahlen auszu-
drücken (Zahlen nach Angaben des Men-
schenrechtsvereins IHD): 
• 1990-1993: 923 Dörfer zerstört 
• Januar bis August 1994: 1.254 Dörfer zer-

stört 
• 1993: 486 Tote durch die Konterguerilla 
• 1994: 400 extralegale Hinrichtungen 

durch Sicherheitskräfte (ai-Kalender 
1996; Kiel 1995, S. 20) 

• 1994: 55 „Verschwundene" (mindestens) 
(ebd. S. 20). 

Zahlen, Statistiken und Wörter, die besten-
falls das hilflose Bemühen um Verstehen 
ausdrücken. Über 2.000 zerstörte Dörfer 
heißt: 

• die Vertreibung von Hunderttausenden, 
• die Vernichtung ihrer Existenz 
• die Vernichtung sozialer Kontakte und Be-

ziehungen 
• in den Köpfen der „überlebenden" Opfer 

immer wiederkehrende Bilder des Un-
faßbaren 

• die flächendeckende Zerstörung landwirt-
schaftlicher Produktions- und Vertei-
lungssysteme. Was mit einem Handstreich 
einer systematisch betriebenen Politik der 
verbrannten Erde zum Opfer fällt, braucht 
Jahrzehnte, um wieder aufgebaut zu wer-
den. 

Das Phänomen „Morde unbekannter Täter" 
verlangt nach einer Erklärung. Ermordet 
werden in der Regel die, die im Rampenlicht 
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Eren Keskin, Mitarbeiterm des IHD, bei 
einer Pressekonferenz vor dem Gebäude 
der später verbotenen Tageszeitung Öz-
gür Gündem. 

stehen und versuchen, durch Beharrlichkeit 
einen politischen Raum für Diskussion und 
Anklage zu schaffen; 
• z.B. Journalisünnen, die über den „nicht 

existenten Krieg" im ebenfalls „nicht exi-
stenten kurdischen Teil" berichten oder 
gar das Wort „kurdisch" zu Papier brin-
gen; 

• z.B. Mitarbeiterinnen des Menschen-
rechtsvereins IHD (Insan Haklare Derne-
gi), die beharrlich die Information verbrei-
ten, daß Kurdistan brennt und 
Menschenleben dort nichts wert sind; 

• z.B. Mitglieder der Demokratiepartei 
DEP, die das Parlament nicht als Quassel-
bude begreifen wollten, sondern konkrete 
Vorschläge zur Lösung des kurdischen 
Problems machten; 

• z.B. Lehrer, die Probleme bei der Umset-
zung der kemalistischen Schuldoktrin ma-

Was ist der IHD 
Der Menschenrechtsverein „Insan Hakla-
re Dernegi" (IHD) wurde 1986 von An-
gehörigen Gefangener, von Intellektuel-
len, Schriftstellern und Rechtsanwälten 
gegründet. Zentraler Sitz ist in Ankara; 
sofern noch nicht staatlicherseits ge-
schlossen, gibt es in jeder größeren Stadt 
ein Büro; 1993 waren es knapp über 50. 
Ursprünglich stand das Ziel im Mittel-
punkt, dem Staatsterror nach dem Militär-
putsch von 1980 entgegenzutreten. Mitt-
lerweile dominiert die Auseinanderset-
zung mit der kurdischen Frage. Konkret 
bedeutet dies, sofern die Kräfte dies zulas-
sen, jeder Information über die Verlet-
zung von Menschenrechten nachzugehen, 
sie zu dokumentieren und abschließend zu 
pubUzieren. Jede Schrift ist eine Anklage 
gegen die Täter. Zur Behandlung von Fol-
teropfern hat der IHD eine Menschen-
rechtsstiftung in Ankara gegründet. Ge-
meinsam mit Rechtsanwältinnen versucht 
der IHD, gegen die militärischen und zi-
vilen Vertreter des Staates eine Verbesse-
rung der Situation der Gefangenen zu er-
kämpfen und die Mißachtung der Men-
schenrechte öffentlich zu machen. 

In der letzten Zeit mußten immer mehr 
Büros schließen, die veröffentlichten Do-
kumente gleichen sich. Zahlreiche Mitar-
beiterinnen sitzen in Haft; unter ihnen 
auch die Vorsitzende des IHD-Istanbul, 
die Rechtsanwältin Eren Keskin. Sie wur-
de am 1. Juni 1995 wegen „separatisti-
scher Propaganda" nach Artikel 8 des tür-
kischen Antiterrorgesetzes zu zweiein-
halb Jahren Gefängnis verurteilt. 

chen und sich fragen, wie sie Kinder unter-
richten sollen, deren Eltern gefoltert wur-
den und deren Häuser rauchende Ruinen 
sind. 

„Unbekannt" sind die Täter nur dem Namen 
nach. Die meisten Morde geschehen am 
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Kurden aus dem Dorf Kava, das Ende 1993 von der türkischen Armee zerstört wurde. 
Die Bewohner weigerten sich, Dorfschützer zu werden. 

hellichten Tage an belebten Straßenstellen, 
auf dem Basar, auf dem Schulhof. Was in 
Süd- und Mittelamerika die Todesschwadro-
ne sind, ist in diesem Krieg die Kontergueril-
la. Staatliche Spezialeinheiten, die gezielt ge-
gen all die vorgehen, die einer politischen 
Lösung der kurdischen Frage das Wort reden. 
Die Konterguerilla gehört zur bereits 1953 
gegründeten „Abteilung für besondere 
Kriegsführung", die dem Geheimdienst un-
tersteht. Eine ihrer fünf Unterabteilungen, die 
sogenannten „Özel Teams" (Schwarze Kä-
fer), operieren vorwiegend im kurdischen 
Teil. Daß ihre Taten in aller Offenheit passie-
ren, ist System: Es soll Stärke und Unbesieg-
barkeit des kemalistischen Staates symboli-
sieren. 

Nicht alle Täter sind unbekannt. „Dorfschüt-
zer" leben ganz normal in ihren Dörfern wei-
ter. Es sind bewaffnete, hochbezahlte zivile 

Angestellte des Staates, deren besondere 
Aufgabe darin besteht, soziale Kontakte zwi-
schen den Bewohnerinnen des Dorfes und 
der umliegenden Region zu registrieren und 
an die türkische Polizei weiterzugeben. Ne-
ben dem strategischen Ziel, Verbindungen 
zwischen der PKK-Guerilla und Zivilisten 
sowie die Nachschubwege der PKK zu er-
kunden, betreibt der türkische Staat mit dem 
Dorfschützersystem über den einzelnen 
Dorfschützer hinaus eine gezielte Militarisie-
rung des Alltags und erzwingt unter Einbe-
ziehung der ausgeprägten familären Bezie-
hungen Loyalität. Wer es ablehnt, Dorfschüt-
zer zu werden oder die Arbeit und vor allem 
die Waffe gerne abgeben möchte, wird 
schnell als Staatsfeind betrachtet und ent-
sprechend behandelt. Teilweise produziert 
das Dorfschützersystem nicht nur soziale 
Spannungen, sondern fußt auch darauf. 
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PKK 

Die „Partiya Karkerên Kurdistan" (PKK), 
die „Kurdische Arbeiterpartei", wurde 
1978 gegründet und nahm 1984 den be-
waffneten Kampf auf. Ähnlich wie andere 
Befreiungsbewegungen in Ländern der so-
genannten Dritten Welt teilt sie sich in einen 
politischen Flügel, die ERNK (Nationale 
Befreiungsfront Kurdistans), und einen mi-
litärischen, die ARGK (Volksbefreiungsar-
mee Kurdistans), auf. Zur Zeit hat sie etwa 
30.000 Männer und Frauen unter Waffen, 
davon 15.000 ständig. Mindestens ein 
Fünftel der Guerillakämpferinnen sind 
Frauen; eine eigene Frauenarmee befindet 
sich im Aufbau. 

Im Gegensatz zu den traditionellen kurdi-
schen Gruppen, z.B. im irakischen Teil, 
spielen bei der PKK feudale Stammesstruk-
turen eine geringere Rolle, auch wenn sie 
mit der als Personenkult krisitierten Her-
ausstellung des Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan teilweise an die Bedeutung von 
Stammesfürsten anknüpfen mag. Eine star-
ke Verankerung hat sie unter den Tagelöh-
nern und Landlosen sowie bei der Mehrheit 
der Kurdinnen im westeuropäischen Exil. 
Der anhaltende Zuspruch ist unter anderem 
in der Hoffnung auf aktuellen wie zukünf-
tigen Schutz gegen die Übergriffe des tür-
kischen Staates und letztlich auf Verbesse-
rung der Lebensverhältnisse zu sehen. 
Ohne diesen Rückhalt in der Zivilbevölke-
rung wäre ihr ausgedehntes Operationsge-
biet, das das gesamte kurdische Siedlungs-
gebiet in der Türkei einschließt, bei gleich-
zeitig fehlender Unterstützung durch Staa-
ten in der Region, nicht zu erklären. 

Ihren programmatischen Aussagen zufolge 
versteht sich die PKK als sozialistische Par-
tei in Anlehnung an den Marxismus-Leni-
nismus. In Abgrenzung zur türkischen Lin-
ken stellt sie aber neben der sozialen auch 
die Lösung der national-kurdischen Frage 
in den Mittelpunkt. Aussagen zur Gestal-

' 
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Kani Yilmaz, Europasprecher der ERNK, hier 
bei einer Demonstration im September 1994 in 
Maastricht (Niederlande), bei der er wieder 
das Angebot zu einem Waffenstillstand und die 
Bereitschaft der PKK zu einer föderalen Lö-
sung erklärte. Er reiste im Oktober 1994 auf 
Einladung britischer Unterhausabgeordneter 
nach Großbritannien und wurde dort verhaf-
tet. Die Bundesrepublik Deutschland bean-
tragte seine Auslieferung. 

tung des Alltagslebens nach einem mögli-
chen Ende der militärischen Kampfhand-
lungen sind vage. „Die Parolen der PKK 
enthalten keine sozialen Forderungen wie 
»Land für alle«, »Brot für alle«, sondern 
beziehen sich auf den Kampf um Kurdistan, 
auf die Partei, ihren Vorsitzenden usw. " 
(KeetmannAVolter 1994, S. 30). 

Nachdem jahrelang die Forderung nach ei-
nem eigenen Staat als Ziel angegeben wur-
de, schlägt die PKK seit dem mehrwöchi-

• gen einseitigen Waffenstillstand zwischen 
März und Mai 1993 auch Verhandlungen 
über eine föderale Lösung des Konfliktes 
innerhalb der türkischen Staatsgrenzen vor. 
Lesetip: Neben der Lektüre des Beitrages von 
Lothar Heinrich in: Hinz-Karadeniz: „Politi-
sche Perspektiven", Gießen 1994, und dem 
Kurdistan-Report empfiehlt sich auch: Wol-
ter, Udo; Keetmann, Jan: „Befreiung in den 
Staat" in: blätter des iz3w Nr.195, Feb.'94. 
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„... Mc wieder wird es so sein wie 
vorher." 

Folter ist in der Türkei Alltag. Dies dokumen-
tiert jeder Menschenrechtsbericht Dies 
könnten Hunderttausende Kurdinnen in der 
Bundesrepublik auch dokumentieren. 
„Könnten", wenn die Menschen eine Mög-
lichkeit hätte, über das Erlittene zu reden. 

„Bewußt werden Kinder zur Zielscheibe der 
Todesschwadrone. Auf offener Straße, damit 
die Bevölkerung es sieht und weitererzählt, 
werden Kinder ... erschossen. Gerade die 
Gewaltanwendung gegenüber Kindern löst 
extreme Gefühle bei den Menschen aus. Das 
Ziel dieser abscheulichen Taten ist es, beiden 
Menschen Hoffnungslosigkeit und unendli-
che Trauer auszulösen. Menschen sollen psy-
chisch und physisch zugrunde gehen.... Sol-
che Ereignisse bleiben bei den Menschen 
nicht ohne Folgen:.. Die Menschen erleben 
Wut, Haß, innere Leere, Hoffnungslosigkeit, 
Trauer, Kummer und Leid. Diese Ereignisse 
bleiben ewig im Gedächtnis und prägen das 
ganze Leben. Nie wieder wird es so sein wie 
vorher. Ganz gleich, was man tut, immer 
werden diese Ereignisse ein Teil des Lebens 
sein. Die einen werden versuchen, es zu ver-
drängen oder zu verarbeiten, die anderen 
gehen daran zugrunde. Sie begehen Suizid, 
werden tablettensüchtig, depressiv, isolieren 
sich oder werden psychotisch." (Kizilhan 
1995, S. 43), 

Die Erniedrigung und Entwürdigung hat Sy-
stem und betrifft die Gefolterten selber, aber 
auch diejenigen, die gezwungen sind, zuzu-
sehen. Die Sehnsucht nach Verbesserung soll 
sich nicht in Widerstand äußern, sondern sie 
soll von innerer und äußerer* Kapitulation 
gegenüber den Herrschenden verdrängt wer-
den. 

Während die Verhältnisse in Kurdistan selber 
jeden Versuch einer Aufarbeitung des Ge-
schehenen zunichte machen, sind Kurdinnen 
in der westeuropäischen Diaspora allein mit 

dem Erlittenen und dem bei anderen Erahn-
ten. Durch die technische Verbindung mit 
ihrer Heimat über Kommunikationsmittel 
wie Telefon, Zeitung, Fax, Berichte von De-
legationen etc. entsteht nicht nur immer wie-
der eine emotionale Nähe, es kommen auch 
unaufhaltsam die Bilder des selber Erlittenen. 
Jeder Bericht über ein zerstörtes Dorf läßt die 
eigene Flucht von neuem ablaufen. 

Sprache 

Nach türkischer Staatsdoktrin ist klar: Wenn 
es keine Kurdinnen in der Türkei gibt, gibt es 
auch keine kurdische Sprache. Seit Grün-
dung der türkischen Republik 1923 wird in 
den Schulen nur türkisch gelehrt Zeitungen 
erscheinen auf türkisch, Radio und später 
Fernsehprogramme senden ebenfalls nur auf 
türkisch. 

Vor 1923 wurde jahrhundertelang kurdisch 
gesprochen, jedoch nicht geschrieben. Die 
Sprache wurde von Generation zu Genera-
tion mündlich weitergegeben. 

Bis heute fehlt eine kurdische Hochsprache. 
Stattdessen gibt es drei, vier Dialekte, die sich 
untereinander ebenfalls wieder aufteilen: 
Kurmandschi und Zaza (zählt nur bedingt als 
kurdisch) in Nord-Kurdistan, Sorani, Silema-
ni, Mukri in Mittelkurdistan und Feyli in 
Südkurdistan. 

Probleme bereitet es, diese kurdischen Dia-
lekte in Schriftform zu fassen. Weder sind die 
Türkei, Syrien, Iran und Irak (hier gibt es seit 
1991 eine leichte Lockerung, Kurdisch gilt 
als zweite Amtssprache) bereit, das Kurdi-
sche zu fördern bzw. überhaupt zuzulassen, 
noch gibt es einheitliche Schriftzeichen. 
Während in der Türkei die lateinischen Zei-
chen gelehrt werden und diese auch Anwen-
dung bei den kurdischen Dialekten finden, 
sind es im Irak und Iran arabische Zeichen 
und in Armenien kyrillische Zeichen. Auf-
grund der relativen Freiheit der kleinen, nur 
600.000 Menschen großen kurdischen Grup-
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pe in Armenien spielt diese eine wichtige 
Rolle bei der Entwicklung der kurdischen 
Schrift (Mönch-Bucak: Die kurdische Spra-
che in der Türkei, in: Hinz-Karadeniz 1994, 
S. 245). 

In der Türkei ist es unter Strafe verboten, 
kurdisch zu sprechen. „Die Sprache ist Tür-
kisch", heißt es im dritten Verfassungsarti-
kel: Und Artikel 42 legt fest, daß in den 
Erziehungseinrichtungen nur türkisch ge-
lehrt werden darf. Das 1983 eingeführte „Ge-
setz über die Veröffentlichungen in anderen 
Sprachen als dem Türkischen" verbietet den 
Gebrauch von Sprachen, die nicht Amtsspra-
che in Ländern sind, die von der Türkei völ-
kerrechtlich anerkannt werden. Auch hier 
geht es um ein Verbot der kurdischen Spra-
che, die immerhin im Irak als zweite Amts-
sprache zugelassen ist. Auch wenn dieses 
Gesetz im Zuge der Özalschen Reformpolitik 
aufgehoben wurde, kann immer noch jede 
Äußerung und Publikation auf kurdisch ver-
folgt werden (ebd., S. 250f.). Es gibt genü-
gend andere Gesetze, die dafür bemüht wer-
den können; z.B. § 125 des Türkischen Straf-
gesetzbuches, der für separatistische Bestre-
bungen die Todesstrafe vorsieht, oder Artikel 
3 der Verfassung, der den türkischen Staat als 
unteilbares Ganzes sieht. 

Bei der gezielt betriebenen „Sprachvernich-
tung" spielen die Medien eine wesentliche 
Rolle (ebd., S 252). Fernsehen, Radio und 
Zeitungen erreichen heute fast jedes kurdi-
sche Dorf in der Türkei. Gekoppelt mit den 
Sprach-Erfahrungen in der Schule lassen sie 
einen Zugang zu der Welt außerhalb des ei-
genen Dorfes und des eigenen engen sozialen 
Umfeldes nur über die türkische Sprache zu. 
Kann sich in der dörflichen Umgebung der 
jeweils vorherrschende kurdische Dialekt 
halten, so entfällt diese emotionale und psy-
chische Sicherheit bei der gewaltsamen Ver-
treibung und der Flucht in den Westen der 
Türkei oder nach Europa. Entweder domi-
niert hier die völlig andere Sprache des Exil-
landes, oder in Istanbul, Adana, Izmir und 

Ankara bildet die türkische Sprache den Zu-
gang zu den Verteilungskämpfen um die 
dringend benötigten Überlebens-Ressour-
cen. Wenn dann der Text von Hollywood-Se-
rien vom türkischen Fernsehen unter Beibe-
haltung der Bilderfolgen ins Türkische über-
setzt wird, entzieht man sich nochmal ein 
Stück weit mehr dem Verständnis der Um-
welt durch die zunächst erlernte kurdische 
Sprache. 

Allerdings — was wäre die kulturelle Unter-
drückung ohne Dialektik. Die Diaspora-Si-
tuation im westeuropäischen Exil bietet na-
türlich auch Chancen. Was muß wohl in tür-
kischen Beamten und Soldaten vorgehen, 
wenn sie im kurdischen Teil der Türkei 
abends urplötzlich auf dem Bildschirm ihres 
japanischen oder deutschen Fernsehgerätes 
eine kurdischsprachige Nachrichtensendung 
von MED-TV (vgl. Aufbau eigener Medien, 
Seite 30) sehen und hören? Abschalten, flu-
chen, rauslaufen und Satellitenschüsseln in 
Tee- und Kaffeehäusern abmontieren. Es 
nützt nichts. Dafür gibt es zu viele. 
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Interessen der BRD und Türkei 

Im folgenden Kapitel geht es um die Beant-
wortung der Frage, WARUM die Türkei ge-
meinsam mit ihrem wichtigstem Bünd-
nispartner, der Bundesrepublik Deutschland, 
Krieg gegendie kurdische Zivilbevölkerung 
führt und die Verfügungsgewalt über das kur-
dische Gebiet beansprucht. 

Nach Darstellung der türkischen Ziele in die-
sem Krieg und der Einordnung der Türkei in 
die deutsche Außenpolitik beschreiben wh-
am Beispiel der deutschen Rüstungslieferun-
gen und dem Staudamm- und Bewässerungs-
projekt GAP die Umsetzung dieser Ziele. 

Geostrategisches Nadelöhr im 
Nahen Osten 

Heute 

„Die Türkei ist weiterhin ein wichtiger 
NATO-Partner. Bildete sie früher die Süd-
flanke der NATO gegenüber dem Warschau-
er Pakt, so vertritt sie heute die NATO im 
Mittleren Osten, sowohl gegenüber den ara-
bischen als auch gegenüber den Nachfolge-
staaten der UdSSR. Sie trägt damit zu unser 
aller Sicherheit bei. Als NATO-Partner müs-
sen wir sie militärisch und politisch unter-
stützen. Unsere Sicherheit braucht eine sta-
bile Türkei, daher müssen wir der Türkei bei 
der Lösung des kurdischen Problems und der 
Bekämpfung terroristischer Organisationen 
wie der PKK helfen. " (Außenminister Klaus 
Kinkel, zitiert nach „Argumente für den 
Wahlkampf', Idstein 1994). 

„Die Türkei hat für uns— insbesondere nach 
dem Wegfall des Ost-West-Konfliktes— eine 
hohe politische, wirtschaftliche und strategi-
sche Bedeutung. Die Türkei gewinnt eine 
Brückenfunktion an der Nahtstelle zwischen 

Europa und Asien und hin zum Balkan. " 
(Pressemitteilung Auswärtiges Amt 1009/94, 
Bonn 20.1.94, zitiert nach Schmid 1995, 
S. 13). 

Klarer ausgedrückt heißt dies, daß die Türkei 
der regionale Verwalter deutscher politischer 
und wirtschaftlicher Interessen in der Region 
ist. 

„Es liegt im europäischen Sicherheitsinter-
esse, mit den gemäßigten Kräften in den ara-
bischen Staaten zusammenzuarbeiten, eben-
so wie die Bindung der Türkei an Europa zu 
erhalten, denn damit ist eine Verbindung in 
die islamische Welt wie in die Region der 
Turk-Völker gegeben. Die Türkei wird so zu 
einem Partner von strategischer Bedeutung 
bei dem Versuch, im islamischen Umfeld Eu-
ropas Stabilität zu erhalten." (Naumann, 
Klaus: „Die Bundeswehr in einer Welt im 
Umbruch", Berlin 1994). 

„Die Türkei ist für den Westen wichtig. Ihre 
Bedeutung ist heute, da die Welt unsicherer 
und friedloser geworden ist, sogar noch 
größer geworden. Aber sie kann ihre Aufga-
be nur erfüllen, wenn sie mit sich im reinen 
ist und ihre inneren Konflikte geklärt sind. 
Offenbar steht die Türkei am Scheideweg. " 
(FAZ, 30.3.1995; zitiert nach Schmid 1995, 
S. 20). 

Damals 

„Einzig und allein eine politisch und militä-
risch stabile Türkei ermöglicht es uns, dafür 
zu sorgen, daß die großen Aussichten, welche 
sich in den Ländern am Eüphrat und Tigris 
für die Vergrößerung unseres Nationalver-
mögens und die Verbesserung unserer wirt-
schaftlichen Bilanz bieten, auch wirklich mit 
einiger Sicherheit in die Sphäre der realen 
Existenz übergehen können. Für eine schwa-
che Türkei keinen Pfennig, für eine starke 
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"1 

Lice klagt an: Die kurdische Stadt Lice wurde am 22. Oktober 1993 von der türkischen 
Armee zerstört. 

soviel nur irgend gewünscht wird. " (Paul 
Rohrbach: „Die Bagdad Bahn", Berlin 1902; 
zitiert nach Opitz, Reinhard: „Europastrate-
gien des deutschen Kapitals", Bonn 1994, 
S. 134) 

„Die Einrechnung der Türkei in den europäi-
schen Staatenverband ist ... geopolitisch 
durch die Europäisierung begründet.... Das 
gleichzeitige Vordringen der Mittelmeerkul-
tur in Südosteuropa und Kleinasien nähert 
beide Teilräume fast dem kulturellen Zustand 
der Antike und unterstützt die Ausweitung des 
südöstlichen Raumbegriffes, die ein ganz an-
deres Raumbild als das allgemein kolportier-
te liefert." (Schumacher, Rupert: „Der Süd-
ostraum in der Konzeption Mitteleuropas" 
in: Zeitschrift für Geopolitik, XI, Jg., Heft 3/ 
März 1934, S. 156-176; zitiert nach Opitz, 
Reinhard: „Europastrategien des deutschen 
Kapitals", Bonn 1994, S. 623). 

„Es ist anzunehmen, daß die Türkei... durch-
aus bereit sein wird, die enge Anlehnung 
ihrer Wirtschaft an Deutschland wieder auf-
zunehmen... Die Frage der Erdölinteressen 
im Vorderen Orient bedarf noch einer beson-
deren Prüfung; ihre Lösung wird weitgehend 
einmal von der zukünftigen politischen Ge-
staltung dieses Raumes...abhängen." (Auf-
zeichnung von Carl Clodius, Handelspoliti-
sche Abteilung des Auswärtigen Amtes, über 
die „wirtschaftliche Gestaltung der Welt 
nach dem deutschen Endsieg", 30.5.1940; 
S. 665; zitiert nach Opitz 1994). 

Damals wie heute klare Worte. 

Die Begriffe ändern sich, nicht aber die Ziele. 
Während Paul Rohrbach und Rupert Schu-
macher immerhin noch offen vom angestreb-
ten Zugriff auf die Rohstoffe der Türkei spra-
chen, redet man 1995 vom Nutzen für die 
eigene Sicherheit. Die Türkei ist spätestens 
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seit Beginn dieses Jahrhunderts Teil deut-
scher Außen- bzw. Geopolitik. Im Vorder-
grund steht dabei die Sicherung die Zugriffs 
auf Rohstoffvorräte und die strategische Op-
tion der Kontrolle über angrenzende Staaten. 

Wenn aber „unsere Sicherheit" existentiell 
von der „Stabilität" der Türkei abhängig ist 
und zur zentralen Staatsfrage erklärt wird, 
dann muß das, was diesem Ziel im Wege 
steht, beseitigt werden: Kurdinnen und die 
PKK. Nur leicht verklausuliert erklärt Kinkel 
die Behandlung von Kurdinnen in der Türkei 
wie in der Bundesrepbulik aus den deutschen 
politischen und wirtschaftlichen Zielen (vgl. 
die Presseerklärung des Auswärtigen Am-
tes). Deutlicher können wir es auch nicht 
mehr sagen, daß ein Menschenleben nichts 
zählt, wenn es um „unsere Sicherheit" geht 

Vor diesem Hintergrund werden dann auch 
Folter, Terror, Ermordungen von Zivilisten 
und politisch Aktiven sowie die Dorfzerstö-
rungen verständlich. 

Seit 1965 üben deutsche Soldaten in der 
Türkei und im türkischen Teil Kurdistans. 
Die Fallschirmjäger der Saarlandbrigade 
(Lufüandebrigade 26) nahmen bisher an 
folgenden Manövern auf kurdischem Ge-
biet teil: 

• 1970: Deep Express I 
• 1975: Deep Express H 
• 1983: Adventure Express, Erzurum, 

Mersin (AMF) 
• 1987: Aurora Express, Erzurum, Mersin 
• 1994: Arrow Exchange, Gaziantep 

Die Saarlandbrigade ist eine Eliteeinheit 
der NATO und Bundeswehr, gehört zu den 
Krisenreaktionskräften und war 1993 fe-
derführend am Somaliaeinsatz beteiligt. Ihr 
Befehlshaber Hans-Heinrich Dieter leitet 
1995 den deutschen Einsatz in Kroatien und 
wird in der Presse als glänzender Stratege 
mit Interesse für militärhistorische Proble-
me vorgestellt. Ansonsten ist die Brigade 

Die Türkei selber versucht, sich mit den wie-
derholten militärischen Operationen im kur-
dischen Teil des Iraks und dem Truppenein-
marsch im März 1995 als regionale Ord-
nungsmacht zu präsentieren und ihre Option 
auf den Zugang zu den Ölquellen von Mossul 
und Kirkuk aufrechtzuerhalten. Dazu koope-
riert sie offensichtlich mit dem Kurdenführer 
und Vorsitzenden der „Demokratischen Par-
tei Kurdistans-Irak" (DPK-lrak), Masud 
Barzani, im irakischen Teil. „Nach dem 
Rückzug der Truppen wurde bekannt, daß die 
Türkei müder einheimischen Bevölkerung im 
Nordirak Sicherheitsvereinbarungen anstre-
be, die dem Dorfwächter-System in der Tür-
kei ähnelten. Entsprechende Verhandlungen 
mit der DPK-lrak wurden in Ankara fortge-
setzt. Barzani ist offenbar bereit, mit 20.000 
von der Türkei ausgerüsteten Peshmerga 
(kurdischen Kämpfern) die PKK aus dem 
Nordirak fernzuhalten", schreibt Dr. Erhard 
Franz vom Deutschen Orient Institut Ham-
burg (Nord-Süd aktuell, 2. Quartal, Hamburg 
1995, S. 274). 

stolz auf die Eroberungsfeldzüge der Nazis 
und singt immer noch das Nazi-Lied „Rot 
scheint die Sonne", das sie auch in voller 
Länge in einer ihrer Werbebroschüren ab-
druckt. ,, Schon im Zweiten Weltkrieg waren 
die Fallschirmjäger der deutschen Wehr-
macht eine besondere Truppe —ihre Waf-
fentaten am Fort Eben Emael, auf Kreta 
oder am Monte Cassiho sind Legende ge-
worden und werden auch von vielen Geg-
nern gerühmt." (in: „Saarlandbrigade", 
Hg. Luftlandebrigade 26, Saarlouis). Auch 
für 1996 und 1997 sind nach Angaben des 
„Verteidigungsministeriums" in Bonn 
weitere Militärmanöver deutscher Soldaten 
in der Türkei geplant (Schreiben des Ver* 
teidigungsministeriums vom 24.8.95 auf 
eine Anfrage von MdB Elke Ferner [SPD] 
vom 9.8.95). 

Lesetip: „Flugschrift 2: Die Saarlandbrigade 
— eine Eliteeinheit der NATO", hrsg. von 
AKTION 3. WELT Saar. 
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Rüstungslieferungen 

Während die Türkei bei deutschen Exporten 
ohne Berücksichtigung von Rüstungsgütern 
an 15. Stelle steht, ist sie die Nr. 1 bei deut-
schen Waffenexporten (Schmid, 1995, S.8). 

Weitgehend unbekannt ist, daß ein Großteil 
der deutschen Rüstungslieferungen als Ge-
schenk an den „NATO-Partner" Türkei ge-
hen: 

Kostenlose Rüstungshilfen an die Türkei 
(1964-94, in Mrd. DM) 

und Mai 1995 die Türkei 14,24 Millionen 
DM an Ausstattungs- und Ausbildungshilfe 
erhalten hat. Als Träger der Ausbildungshilfe 
traten der Bundesgrenzschutz, das Bundes-
kriminalamt (BKA) und die Polizeibehörden 
der Länder in Erscheinung. Zur Ausbildungs-
hilfe gehören, so heißt es nebulös, neben 
„einer Fachausbildung im Bundeskriminal-
amt und bei den Polizeidiensstellen... mehr-
tägige/mehrwöchige Lehrgänge/Seminare 
im Bundeskriminalamtundvor Ort... "(zitiert 

nach „woche im bundestag", 
5. Mai 1995, und der Antwort 
der Bundesregierung). 

Verteidigungshilfe (bis 1991): 
Verteidigungshilfe (1992-94) 
Materialhilfe I und II: 
Golfkriegssonderhilfe (1990ff.): 
Sonderhilfe EDIP1971: 
Rüstungssonderhilfe I (1980-83): 
Rüstungssonderhilfe II (1988-92): 

1,840 
0,068 
1,423 
1,500 
0,300 
0,600 
0,580 

Summe: 6,311 
davon Neumaterial: 2,577 
gebrauchtes Oberschußmaterial: 3,366 
Nicht enthalten: Ausbildungs-, Ausstattungs- und Amtshil-
fe, Kosten für verbilligte Kredite bei Waffeneinkäufen 
(Hermes-Bürgschaften), türkische Rüstungskäufe. 

aus: Neues Deutschland, 24.5.94, 
nach Unterlagen des BMVg und des Bundestages. 

Darüber hinaus ist die Türkei, auch durch die 
Kooperation mit deutschen Firmen, zuneh-
mend in der Lage, selbst Waffensysteme in 
Lizenz zu produzieren. 

Über die direkte materielle Hilfe hinaus fin-
det seit Jahren eine strukturelle Hilfe dreifa-
cher Art statt: 

• Die Weiterbildung von türkischen Offizie-
ren in der Bundeswehrfuhrungsakademie in 
Hamburg und die Ausbildung der türkischen 
Terrorkommandos „Schwarze Käfer" (Özel-
Teams) bei der GSG 9. In einer Antwort auf 
eine parlamentarische Anfrage bestätigt die 
Bundesregierung, daß allein zwischen 1985 

• die Zusammenarbeit zwi-
schen türkischem und deut-
schem Geheimdienst (Schu-
mann 1992, S.154). „Am Ran-
de eines Treffens zwischen 
Bundesaußenminister Kinkel 
und türkischen Regierungs-
mitgliedern wurde bekannt, 
daß sich in den letzten Tagen 
führende Vertreter der türki-
schen und deutschen Nach-
richtendienste bei einem ge-
heimgehaltenen Treffen in 
Kappadokien darauf verstän-
digt haben, Informationen 
über die PKK-Guerilla auszu-
tauschen." (FAZ 14.7.1992, 
zitiert nach Schumann, Gerd 

u.a.: „EZ-Kurdim — ich bin Kurdin", Mün-
chen 1992, S. 154). Bei einem Treffen des 
Staatssekretärs im Bundesinnenministerium 
Dr. Kurt Schelter mit seinem türkischen 
Amtskollegen hat Ankara zugesagt,, den Ter-
rorismus der PKK auf deutschem Boden ein-
zudämmen" (dpa 16.7.95 /FR 17.7.1995; zi-
tiert nach Kurdistan-Rundbrief 18/95, S. 7f.). 
Weiter heißt es im offiziellen Protokoll des 
Treffens: „Die Gespräche hatten ferner Fra-
gen der Kooperation im polizeilichen Ausbil-
dungswesen, wo eine Intensivierung der po-
lizeilichen Zusammenarbeit angestrebt wird 
(...), zum Gegenstand. " (ebd., S. 9) 
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• regelmäßige Manöver von NATO und 
Bundeswehrtruppen im Westen der Türkei 
und auf kurdischem Gebiet (zuletzt die Saar-
landbrigade im September 1994). Der Gene-
ralinspekteur der Bundeswehr, Klaus Nau-
mann, spricht dabei von „rein demonstrati-
ven Aufgaben innerhalb der Bündnissolida-
rität" (Naumann, Klaus: Die Bundeswehr in 
einer Welt im Umbruch, Berlin 1994, S. 190). 

Wasser als Waffe: Das 
GAP-Projekt 

Fernab von der Aufmerksamkeit der Öffent-
lichkeit entsteht Anfang der 80er Jahre in 
Nord-West-Kurdistan ein gigantisches Stau-
damm- und Bewässerungsprojekt. GAP, so 
die Abkürzung für das Südostanatolienpro-
jekt, beschreibt ein System von 21 Staudäm-
men und 17 hydroelektrischen Kraftwerken, 
die an Euphrat und Tigris geplant sind. Nach 
Fertigstellung im nächsten Jahrtausend soll 
es eine Fläche von 73.000 Quadratkilometern 
bedecken; das entspricht 10 % der Fläche der 
Türkei. Etwas weniger abstrakt formuliert: 
Die komplette Fläche der Benelux-Staaten 
soll unter Wasser gesetzt werden. 

Offiziell verfolgt die Türkei damit vier Ziele: 
• Förderung einer exportorientierten Land-

wirtschaft 
• Ansiedlung von Industriezentren 
• Steigerung der Energieproduktion 
• Förderung des Tourismus. 
Bereits in Betrieb genommen wurde der Ke-
ban-Staudamm bei Elazig und der Karakaya-
Staudamm. Als dritte Stufe wurde 1992 der 
nahe Adiyaman liegende Atatürk-Damm mit 
dazugehörigem Elektrizitätswerk einge-
weiht. Der Atatürk-Staudamm gehört zu den 
größten der Welt, die Höhe ab Fundament 
beträgt 179 Meter, die Wasserfläche etwa 
800 Quadratkilometer, der Stausee ist damit 
eineinhalb mal so groß wiederBodensee. Zur 
Zeit wird an dem GAP-Projekt nur sehr zö-

gerlich weitergebaut. Für Investitionen in ein 
Kriegsgebiet lassen sich nur schwer private 
Geldgeber finden. 

Was der ehemalige türkische Ministerpräsi-
dent Süleyman Demirel noch 1990 als „zu-
künftiges Paradies" und „das goldene Land 
des 21. Jahrhunderts" beschrieb — von 3,5 
Millionen Arbeitsplätzen ist die Rede —, ent-
puppt sich bei näherem Hinsehen als äußerst 
problematisches Unterfangen. Das Beispiel 
des ägyptischen Assuan-Staudammes zeigt, 
daß solchen Großprojekten eine für die vor 
Ort lebenden Menschen verfehlte Entwick-
lungspolitik zugrunde liegt. Der Assuan-
Staudamm steht heute mit seinen sozialen 
und ökologischen Folgen exemplarisch für 
die verheerenden Folgen von Großstaudäm-
men. Kritiker fordern inzwischen den Abriß 
dieses Staudamms. 

Landwirtschaftliche 
Selbstversorgung contra 
exportorientierte Agrarproduktion 

Die Förderung einer exportorientierten 
Landwirtschaft bedeutet im konkreten eine 
Stärkung der Großgrundbesitzer und eine 
weitere Auflösung von Subsistenzstrukturen 
(Subsistenz = Selbstversorgung). Bereits 
heute sind etwa 70 % des Landes Staatseigen-
tum, ca. 25 % gehören Aghas (Großgrundbe-
sitzern), der bescheidene Rest verteilt sich 
auf die Masse der Kleinbauern, von denen 
knapp die Hälfte zu den Landlosen gehört. 
Die durch das GAP-Projekt anvisierte Land-
nutzung mit modernen Maschinen, Kunst-
dünger und Pestiziden benötigt große, zu-
sammenhängende Flächen und entsprechen-
de finanzielle Mittel, die nur der Staat oder 
die Aghas zur Verfügung haben. Die Land-
bewirtschaftung der Kleinbauern für die 
Selbstversorgung und für den lokalen Markt 
steht dieser neuen Agrarproduktion mit ge-
planten drei Ernten im Jahr entgegen. Alles 
deutet darauf hin, daß die Landflucht aus den 
kurdischen Gebieten in den Westen der Tür-
kei anhalten wird. 
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Mit der damit einhergehenden Auflösung be-
stehender sozialer Strukturen und der Ver-
nichtung von Hunderten von Dörfern geht ein 
Bevölkerungsaustausch in großem Ausmaß 

Hasankeyf (Foto oben) 

Mit dem GAP-Projekt wird die systema-
tische Zerstörung von Stätten der kurdi-
schen Geschichte betrieben. Ein Beispiel 
dafür ist die archäologisch bedeutende 
Stadt Hasankeyf am Tigris, die durch den 
Bau des Itisu-Staudammes, der aus-
schließlich der Stromerzeugung dienen 
soll, bedroht ist. Dort siedelten sich bereits 
vor 10.000 Jahren Menschen in natürli-
chen Höhlen an, die Stadt wurde von den 
Römern besetzt und im 16. Jahrhundert 
Teil des kurdischen Fürstentums Mardin. 
Von der bis heute bewohnten Stadt wer-
den nach dem Aufstauen lediglich noch 
die höchsten Minarette zu sehen sein. 

einher. Während ehemalige Landwirte nach 
Vernichtung ihrer Lebensgrundlage aus den 
kurdischen Gebieten fliehen müssen, werden 
türkische Familien in Kurdistan angesiedelt. 
Kritiker sprechen hier von einer von den 
Staatsmacht gewollten „Türkisierung des 
Südostens". 

Wasser als Handels- und 
Konfliktstoff: Vom Krieg um Öl 
zum Krieg um Wasser 

Der gesamte Nahe Osten ist eine wasserarme 
Region, im nächsten Jahrtausend wird Was-
ser noch vor Öl der Konfliktstoff Nummer 
eins sein. Besondere Brisanz erhält der Roh-
stoff Wasser dadurch, daß sich die Staaten 
des Nahen Ostens bisher auf keinerlei Was-
sernutzungs- und Verteilungsabkommen ei-
nigen konnten. Somit erhält das GAP-Projekt 
eine ganz andere Bedeutung. Der Südosten 
der Türkei ist das Quellgebiet von Euphrat 
und Tigris. Beide Flüsse versorgen Syrien 
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und den Irak mit Wasser. Wird das Stau-
dammprojekt in seiner geplanten Größe ge-
baut, hat die Türkei jederzeit die Macht, ihren 
Anrainerstaaten „den Hahn zuzudrehen". 
Bereits beim Aufstauen des Atatürk-Stau-
dammes kam es zu einer deutlichen Abnah-
me der Wasserzufuhr über den Euphrat nach 
Syrien. Bei Fertigstellung des Projektes be-
fürchten Syrien und Irak, nur noch mit einem 
Drittel der bisherigen Wassermenge beliefert 
zu werden, was nicht ausreichen würde, die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen zu bewäs-
sern und der ansteigenden Bevölkerungszahl 
gerecht zu werden. 

Die Türkei droht mit ihrer Verfügungsgewalt 
über das Wasser zu einer regionalen Super-
macht zu werden. Bereits heute setzt die tür-
kische Regierung ihre Verfügungsmacht 
über das Wasser bewußt ein, z.B. verlangt sie 
sowohl von Syrien als auch vom Irak starke 
Sicherheitsmaßnahmen entlang der Grenzen 
gegen die PKK und läßt ihre Luftwaffe 
grenzüberschreitende Verfolgungs- und Be-
strafungsmaßnahmen gegen das irakische 
Kurdistan unternehmen. 

Steigerung der Energieproduktion 
für die Industrie 

Neben der Bewässerung großer landwirt-
schaftlicher Rächen dienen die Stauwerke 
der Stromerzeugung. Keineswegs geht es da-
bei aber um die Versorgung der kurdischen 
Dörfer — neben fertiggestellten Staudäm-
men gelegene Orte haben oft keine Strom-
und Wasserversorgung —, sondern um die 
Ansiedlung von Industriezentren, die Ar-
beitsplätze vor allem für Facharbeiter bieten, 
die aufgrund der besseren Bildungsmöglich-
keiten meist Türken sind. 

Die hier erzeugte Energie speist große Über-
landleitungen, die bereits bestehende türki-
sche Industriezentren versorgen und den Ex-
port in die Anrainerstaaten ermögUchen. Ziel 
der türkischen Regierung ist es, neben Was-

ser auch Energie (sprich Strom) zu exportie-
ren. 

Und die Umwelt.. 

Wissenschaftler befürchten, daß durch, die 
großen Wasserflächen die Luftfeuchtigkeit 
von 50-60 % in dieser Region auf 70 % 
steigen wird und sich die Durchschmttstem-
peratur erhöht. Die Flüsse führen weniger 
Wasser, dadurch droht Versalzung der kü-
stennahen Böden. Das Zusammenwirken von 
höheren Temperaturen, gestiegener Verdun-
stung und Versalzung kann landwirtschaftli-
che Bedingungen schaffen, die jenen des ster-
benden Sahel ähneln. 

Schutz des bestehenden ökologischen Sy-
stems ist nur dort Teil der Planung, wo es den 
neu entstehenden Staudämmen dient, so z.B. 
Aufforstungen der Hänge zum Schutz der 
Seen vor Verbindungen. Ein die ganze Re-
gion umfassendes Umweltschutzprogramm 
existiert nicht 

Eine UmweltverträgUchkeitsprüfung — in 
der EU auch bei wesentlich kleineren Bau-
vorhaben Pflicht — ist nicht erfolgt Die 
BRD unterstützt das Projekt mit einer Her-
mes-Bürgschaft (staadiche finanzielle Absi-
cherung deutscher Lieferanten) in Höhe von 
500 Millionen DM, womit drei Viertel des 
gesamten deutschen Finanzierungsbeitrages 
abgedeckt sind (Kurdistan aktuell 
Nr.27/1994, S. 43). Die Summe ist ange-
sichts der Größe des Gesamtprojektes relativ 
unbedeutend. Bedeutend ist hingegen die da-
mit transportierte politische Aussage seitens 
der BRD. 

Fazit 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß das 
GAP-Projekt den vor Ort lebenden Men-
schen in ihrer großen Mehrzahl nichts, der 
Türkei aber in ihrem Bestreben nach einer 
Rolle als regionaler Supermacht viel bringt. 
Eine starke Türkei sichert auch die bundes-
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deutschen ökonomischen (z.B. Ol) und 
geostrategischen Interessen im Nahen Osten 
und den angrenzenden Republiken der ehe-
maligen Sowjetunion. 
Lesetip: Für die weitere Beschäftigung emp-
fiehlt sieb die Lektüre des Buches: Die Wasser-
fälle, von Heidi Hinz-Karadeniz und Rainer 
Stoodt, Gießen 1993, erschienen beim Focus-
Verlag. Mehrere Aspekte dieses Artikels wor-
den diesem Buch entnommen. 
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Die eingezeichnete schwarze Fläche stellt die Kernregion des GAP-Projektes dar. 

26 



Politische Angebote 

Parlamentarische Versuche 

Vom Kurdistankonflikt wird allzu oft nur die 
spektakuläre militärische Ebene wahrge-
nommen. Es gab und gibt jedoch auch Ver-
suche, auf parlamentarischem Weg etwas zu 

verändern. Beispielhaft stehen hierfür die 
Demokratiepartei (DEP) in der Türkei und 
Kurdistan und das kurdische Exilparlament. 

Demokratiepartei (DEP) 
Vorgeschichte: 

Hatip Diele, Abgeordneter und Vorsitzender der Demokratie-
partei, wurde im Dezember 1994 zusammen mit Leyla Zana zu 
15 Jahren Haft verurteilt. 

Mehrere kurdische Politi-
ker, die 1990 wegen ihrer 
Kritik an der chauvinisti-
schen Poütik der türki-
schen sozialdemokrati-
schen Partei (SHP) ausge-
schlossen wurden, grün-
deten die „Partei der Ar-
beit des Volkes" (HEP). 
Bei den Wahlen zum tür-
kischen Nationalparla-
ment 1991 wurde die 
HEP nicht zugelassen und 
ging deshalb eine Listen-
verbindung mit den So-
zialdemokraten ein. Ein-
undzwanzig Abgeordnete 
aus dem kurdischen Ge-
biet schafften den Sprung 
ins Parlament. Ihre Er-
gebnisse lagen bei 60 % 
und mehr. Schon bei der 
Vereidigung im Parla-
ment kam es zum ersten 
Skandal. Als Leyla Zana 
und Hatip Diele mit Tü-
chern in den kurdischen 
Nationalfarben rot-gelb-
grün erschienen und der 
offiziellen Eidesformel 
noch auf kurdisch den 
Schwur auf die Freund-
schaft zwischen dem kur-
dischem und dem türki-
schen Volk hinzufügten, 
kochte die Stimmung 
über, die Abgeordneten 
wurden beschimpft und 
verprügelt. Die Teilnah-
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Leyla Zana 
Leyla Zana wurde 1995 mit internationalen 
Friedenspreisen ausgezeichnet, darunter 
dem Aachener Friedenspreis, und sie ist für 
den Friedensnobelpreis vorgeschlagen. Ge-
boren 1961 in Bahceköyü in Türkisch-Kur-
distan, galt sie, wie Frauen allgemein, we-
nig in ihrer Familie. Mit 14 Jahren wurde 
sie gegen ihren Willen verheiratet und 
mußte mit ihrem Mann Mehdi Zana nach 
Diyarbakir umsiedeln. Dort erlebte sie 1980 
den Militärputsch, ihr Mann, inzwischen 
Bürgermeister von Diyarbakir, wurde ver-
haftet 

Leyla Zana, Mutter von zwei Kindern, er-
lebte die Willkür der türkischen Militär-
herrschaft. Sie, die bisher unter dem Einfluß 
ihres Vaters bzw. ihres Ehemannes gestan-
den hatte, war nun gezwungen, „selbst zu 
denken und selbst voranzugehen ". Der tür-

me an einer Konferenz in Paris über die kur-
dische Selbstbestimmung nahm die SHP zum 
Anlaß, sich von den ungeliebten Parlamenta-
rierinnen zu trennen. Sie arbeiteten als „Par-
tei der Arbeit des Volkes" weiter, und als 
abzusehen war, daß diese verboten würde 
(was auch im Juli 1993 geschah), gründeten 
sie im Mai 1993 die Demokratiepartei. 

Für die DEP war die Kurdistan-Frage das 
zentrale Problem der türkischen Innen- und 
Außenpolitik. Sie setzte sich für eine Lösung 
des Konflikts nach demokratischen Prinzi-
pien (z.B. Referendum) ein. Nicht nur die 
Parlamentsabgeordneten, sondern auch Bür-
germeister im kurdischen Gebiet wechselten 
zur DËP über. Einige von ihnen wurden ohne 
Begründung vom Innenministerium zwangs-
weise ihres Amtes enthoben, so auch der 
Bürgermeister der Stadt Lice, die von den 
türkischen Militärs (u.a. am 22.10.1993) an-
gegriffen wurde. 
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kischen Sprache und des Lesens und 
Schreibens unkundig, begann sie, ihre man-
gelnde Schulbildung nachzuholen und 
machte das Abitur. Sie leitete die Gründung 
eines Frauenverbandes ein und arbeitete als 
Journalistin bei der Zeitung Yeni Ulke. 

1991 wurde Leyla Zana als erste Kurdin ins 
türkische Parlament gewählt. Dir Ziel ist es, 
das kurdische Problem auf politischer Ebe-
ne zu lösen. Ihr engagiertes Auftreten im 
Parlament und ihre mutigen Aktionen 
machten sie für die Staatsmacht zu einer 
gefährlichen Person. Leyla Zana ist seit 
März 1994 — gemeinsam mit 11 weiteren 
DEP-Abgeordneten — im Gefängnis in 
Ankara inhaftiert, nachdem zuvor ihre Im-
munität aufgehoben wurde. Im Dezember 
1994 wurde sie wegen „Separatismus" zu 
15 Jahren Haft verurteilt. 

Am 4. September 1993 wurde ein Parla-
mentsabgeordneter der DEP, Mehmet Sinçar, 
zusammen mit zwei seiner Begleiter in der 
kurdischen Stadt Batman auf offener Straße 
von der Konterguerilla ermordet. Bis zum 
Februar 1994 wurden acht weitere Mitglieder 
der DEP ermordet. 

Zur Kommunalwahl am 27. März trat die 
DEP, obwohl sie im kurdischen Gebiet mit 
sehr hohen Prozentzahlen rechnen konnte, 
nicht an. Als Begründung wurden von der 
Demokratiepartei in der Hauptsache drei 
Gründe angegeben: 

• Änderung des türkischen Wahlgesetzes 
(Zugang in die Wahllokale für bewaffnete 
Militärs und Dorfschützer, Auszählen der 
Stimmen an zentralen Orten, wohin sie mit 
Militärhubschraubern gebracht werden); 

• die kurdischen Inlandflüchtlinge sind nicht 
wahlberechtigt; 

• die Repression gegen die Partei hat unge-
heuer zugenommen. Fast alle Kandidatin-



Demonstration von Kurdinnen in Bonn. 
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nen der DEP im kurdischen Gebiet wurden 
ohne Haftbefehl festgenommen und be-
droht; und kurz vor der Wahl wurden von 
den türkischen Militärs sechs Abgeordnete 
der DEP aus dem türkischen Parlament 
heraus verhaftet. Darunter der Parteivor-
sitzende Hatip Diele und auch Leyla Zana. 
Der Vorwurf gegen sie: Separatismus. 
Fünf weiteren Abgeordneten gelang die 
Flucht nach Europa. Obwohl in der Türkei 
Wahlpflicht herrscht und die Militärs ei-
nen riesigen Druck ausübten, haben viele 
Menschen im kurdischen Gebiet die Wahl 
boykottiert, in manchen Gebieten weit 
über 60 % der Menschen. Andere, die ge-
zwungen wurden zu wählen, haben ungül-
tig gestimmt. Am 16. Juni 1994 wurde die 
DEP verboten. 

Die DEP-Abgeordneten wurden vor Gericht 
gestellt, einigen Abgeordneten gelang die 

Flucht ins westeuropäische Exil nach Brüs-
sel. Am 27.10.1994 wurden zwei weitere Ab-
geordnete verhaftet, Selim Sadak und Sedat 
Yurttas. Am 8. Dezember wurde, trotz welt-
weiter Proteste, das Urteil gesprochen: fünf-
mal 15 Jahre, einmal 7,5 Jahre und zweimal 
3,5 Jahre. 

Zwar wurde mit der „Volkspartei der Demo-
kratie" (HADEP) eine Nachfolgepartei ge-
gründet, doch scheint in der Türkei der par-
lamentarische Weg nicht mehr gangbar zu 
sein. 

Kurdisches Exilparlament 

Das kurdische Exilparlament wurde in Den 
Haag im April 1995 gegründet. Gewählt wur-
de es in Westeuropa, den GUS-Staaten, Au-
stralien, den USA und Kanada. Wahlberech-
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tigt waren Kurdinnen und aus der kurdischen 
Region kommende ethnische Minderheiten. 
Unter den 65 Mitgliedern sind verschiedene 
politische, soziale, kulturelle und religiöse 
Gruppen vertreten. Dazu'gehören u.a. die 
„Freie Frauenbewegung Kurdistans", Ein-
heiten der Alewiten, der Yesiden, der islami-
schen Bewegung und der assyrischen Föde-
ration, natürlich auch die Abgeordneten und 
Bürgermeister der verbotenen Partei DEP, 
die aus der Türkei fliehen konnten, und die 
ERNK, der politische Flügel der kurdischen 
Arbeiterpartei PKK. 

In einem 31 -Punkte-Programm sind die Ziele 
des Parlaments dokumentiert. Um nur einige 
zu nennen: 
• Förderung der kurdischen Sprache und 

Kultur; 
• Stopp jeglicher Wafferihilfe an die Türkei; 
• Verhandlungen zwischen den Kriegspar-

teien im Kurdistankonflikt; 
• Ausarbeitung von Gesetzen zur Organisie-

rung des zivilen Lebens in Kurdistan sowie 
des Umgangs mit anderen ethnischen 
Gruppen; 

• Dialogpartner für Parteien und Regierun-
gen; 

• Aufbau diplomatischer Beziehungen; 
• Vorbereitung eines kurdischen Parlaments 

unter Einschluß der in der Türkei lebenden 
Kurdlnnnen. 

Im Moment führen die Vertreterinnen des 
Exilparlaments Gespräche mit Parteien, Ab-
geordneten und Befreiungsorganisationen 
weltweit. 

Die Bundesregierung setzt dagegen auch ge-
genüber dem kurdischen Exilparlament auf 
Konfrontation. Auf eine Bundestagsanfrage 
(BT-Drs. 13/1261), ob die Regierung sich 
bemüht habe, in Kontakt mit dem Parlament 
zu treten, antwortet sie am 30.5.1995 un-
mißverständlich: „Nein. Die Bundesregie-
rung respektiert die völkerrechtliche garan-
tierte Souveränität und territoriale Integrität 
der Türkei. Aktivitäten eines »kurdischen 

Exilparlamentes« sind damit unvereinbar. 
Eine Zusammenarbeit mit einem »kurdischen 
Exilparlament« ist ausgeschlossen. " 

Aufbau eigener Medien 

Schreiben für die Freiheit 

„Sie hassen uns. 'Ihr seid noch gefährlicher 
als die Terroristen auf den Bergen, und Eure 
Toten sind noch schlimmer', sagten die Poli-
zisten zu uns. Sie holten die Bilder unserer 
ermordeten Kollegen von den Wänden, zer-
rissen sie und trampelten darauf herum. " So 
schilderte eine Journalistin der Zeitung Öz-
gür Gündem einen Überfall der türkischen 
Polizei auf ihr Büro in Diyarbakir im Dezem-
ber 1993. ÖzgürGündem (auf deutsch „Freie 
Tagesordnung" ) erschien in türkischer Spra-
che und wurde gemeinsam von Türkinnen 
und Kurdinnen gemacht. Dir GrundkonSens 
und zentrales Thema: Ohne die Lösung der 
Kurdistan-Frage wird es keine Lösung ande-
rer zentraler Fragen in der Türkei geben. 

Das Hauptbüro der Tageszeitung, die als eine 
der wenigen Zeitungen in der Türkei über 
Menschenrechtsverletzungen und den Krieg 
gegen die kurdische Zivilbevölkerung be-
richtete, befand sich in Istanbul. Kaufen 
konnte man die Zeitung jedoch nicht nur in 
der Westtürkei und im kurdischen Gebiet, sie 
war auch eines der wichtigsten Informations-
organe der Kurdinnen in Europa. Die Ge-
samtauflage betrug zwischen 40.000 und 
50.000 Exemplare. Allerdings sagt diese 
Zahl wenig über die Verbreitung aus. In den 
kurdischen Gebieten wurde ein Exemplar oft 
vom gesamten Dorf gelesen. 

Die Zeitung war seit ihrem ersten Erscheinen 
am 30.5.1992 dem türkischen Staat ein Dorn 
im Auge, undim April 1994 wurde sie erneut 
für 15 Tage verboten. Diese Schließung war 
ein Höhepunkt in der langen Kette von Stra-
fen und Verboten. Da eine weitere 

30 



Schließungsandrohung für neun Monate ins 
Haus stand, entschloß man sich, eine neue 
Zeitung herauszugeben: Özgür Ulke (Freies 
Land). „... In einer solchen Phase ist es not-
wendiger denn je, die Wahrheit zu schreiben, 
die Realität zu kommentieren und dem eige-
nen Volk und der Weltöffentlichkeit mitzutei-
len, was passiert. Mit diesem Ziel haben wir 
am 27. April 1994 begonnen, unsere Tages-
zeitung Özgür Ulke herauszubringen." 
(Presseerklärung der Özgür Ulke Europaver-
tretung). Die Repression, die der türkische 
Staat gegen Özgür Gündem ausübte, wurde 
in derselben Härte und Brutalität auf Özgür 
Ulke übertragen. Deren Bürogebäude in 
Istanbul wurde Anfang Dezember 1994 
durch einen Bombenanschlag zerstört, dabei 
kam der Mitarbeiter Ersin Yildiz ums Leben. 
Seit 5. Februar 1995 kann auch diese Zeitung 

nicht mehr erscheinen, bis dato wurde jede 
Nummer der Özgür Ulke beschlagnahmt. 

Yeni Politika (Neue Politik) erschien seit 
13. April 1995 mit dem Ziel, die Tradition 
der beiden anderen Zeitungen fortzusetzen. 
In der Nacht vom 12. auf den 13. April stürm-
te die Polizei in Istanbul die Druckerei, wo 
die erste Ausgabe von Yeni Politika gedruckt 
wurde. Mit einem vorgefertigten Formular, 
das die Blankounterschrift des Staatsanwalts 
trug, wurde schon die erste Ausgabe vor dem 
Erscheinen zensiert. Es dauerte nur bis Juli 
1995 und auch diese Zeitung war verboten. 

Die Repression gegen die Zeitungen findet 
auf verschiedenen Ebenen statt: 

Hasan Özgün, Journalist in Diyarbakir, wurde wegen seiner Tätigkeit mehrmals verhaftet 
und gefoltert. 
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1. Ermordung von Journalisten 

Die Türkei gilt als das gefährlichste Land für 
Journalisten; allein von der Zeitung Özgür 
Gündem sind vom 31.5.92 bis 15.4.94 vier-
zehn Journalisten ermordet worden. Andere 
wie Aysel Malkac oder Nazim Babaoglu sind 
verschwunden. Ein Beispiel: Im September 
1992 wurde der kurdische Dichter, Schrift-

t\»\Vi mv.s.\< • 

Wm 
Gurbetelli Ersöz, die Chefredakteurin von Özgür Gündem 

steller und Journalist Musa Anter im Alter 
von 77 Jahren von der Konterguerilla in 
Diyarbakir ermordet. Viele Journalisten wer-
den bei ihren Recherchen verhaftet und sind 
in Gefängnissen der Folter ausgesetzt. Am 
10. Dezember 1993, dem Tag der Menschen-
rechte, und in den Wochen danach wurden 
108 Journalistinnen und Mitarbeiterinnen 
von Özgür Gündem verhaftet. Anlaß war der 

vollständige Ab-
druck der Erklä-
rung der Men-
schenrechte auf 

• der Titelseite von 
Özgür Gündem, 
mit einem Balken 
quer darüber: „Sie 
wurden alle ver-
letzt." 

Fast alle Verhafte-
ten wurden be-
schimpft, bedroht 
und gefoltert. 

Prozeßtermine 
en masse 
Die zweite Ebene 
ist die der juristi-
schen Prozesse: 
Allein gegen Öz-
gür Gündem gab 
es über 100 Pro-
zesse vor dem 
Staatssicherheits-
gericht gegen Her-
ausgeber und Re-
dakteurinnen. 

Staatssicherheits-
gerichte sind Son-
dergerichte für po-
litische Prozesse 
und Staatsschutz-
verfahren. Über 
90 % der Prozesse 
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vor diesen Gerichten sind Prozesse 
gegen Kurdinnen. 

„Wer durch die Pforte dieses Ge-
richts geht, ist im Grunde genommen 
schon schuldig und verurteilt", so 
ein Anwalt des Patriotischen An-
waltsvereins in Istanbul. 

Die Haft- und Geldstrafen belaufen 
sich ins Unermeßliche. Seit ihrem 
ersten Erscheinen ist kaum ein Tag 
vergangen, an dem Özgür Gündem 
oder später auch die anderen Zeitun-
gen nicht beschlagnahmt wurden. 
Die Begründung ist immer dieselbe: 
Gefährdung der staatlichen Einheit 
der Türkei. 

3. Verhinderung des Vertriebs 
Im kurdischen Gebiet kann man sol-
che Zeitungen schon lange nicht 
mehr am Kiosk erwerben, sie werden 
meistens von Zeitungsjungen im 
Handverkauf unter die Leute ge-
bracht. Viele dieser Jungen sind er-
mordet oder schwer verletzt worden. 
Zeitungskioske wurden angezündet 
und die Menschen immer wieder be-
droht. Das Vorgehen des türkischen 
Staates zeigt klar seine Angst vor der 
Öffendichkeit. Von dem schmutzi-
gen Krieg des türkischen Staates ge-
gen die Zivilbevölkerung soll nichts 
nach außen dringen. 
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Jugendliche Zeitungsverkäufer sind häufig Ziel staatlicher 
Todesschwadrone. 

Seit der zweiten Augusthälfte 1995 
erscheint eine neue Zeitung Özgür Politika 
(Freie Politik). Sie wird in der Bundesrepu-
blik produziert und in die Türkei eingeführt. 
Damit soll das Produktionsverbot umgangen 
werden. 

Satellit mit einer britischen Lizenz (Fre-
quenz: 1567 Mhz.; Polarität vertikal; abge-
strahlt über Eutelsat). Empfangen kann man 
das Programm auch im kurdischen Gebiet in 
der Türkei, was dazu führte, daß die Militärs 
in einigen Teehäusern die Satellitenschüsseln 
abmontierten. 

In der Zwischenzeit haben die Kurdinnen 
auch ein weiteres Informationsorgan: das 
kurdische Fernsehen MED TV. Die Redak-
tion sitzt in Brüssel, und gesendet wird über 

Die beiden Medien — Zeitung wie Fernsehen 
— sind für Kurdinnen wichtig zur Diskus-
sion und Informationsübermittlung. 
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Heyva Sor a Kurdistanê — 
Kurdischer Roter Halbmond 

Der kurdische Rote Halbmond, der im März 
1993 in der Bundesrepublik Deutschland ge-
gründet wurde, orientiert sich an den Grund-
sätzen, der Zielsetzung und der Aufgaben-
stellung des Internationalen Roten Kreuzes. 
Er ist als gemeinnützige und mildtätige Kör-
perschaft anerkannt und hat auch in anderen 
europäischen Ländern wie Frankreich, Grie-
chenland, Schweiz, Holland und Schweden 
Vereine ins Leben gerufen. Hauptziel ist die 
Fürsorge für Flüchtlinge, Vertriebene, 
Kriegshinterbliebene, Kriegsgeschädigte so-
wie die Förderung der Erziehung, Volks- und 
Berufsbildung. 

Unterlassene Hilfeleistung 

Nach Meinung des Kurdischen Roten Halb-
monds können sich die Rote Halbmondge-
sellschaften in Iran, Irak, der Türkei und Sy-
rien nicht der Kritik entziehen, der kurdi-
schen Bevölkerung die notwendige Hilfe 
vorenthalten zu haben und damit den staatli-
chen Vorgaben zu folgen. Insbesondere der 
Türkische Rote Halbmond tritt im kurdischen 
Gebiet nicht in Erscheinung, um entspre-
chend dem Genfer Abkommen die Zivilbe-
völkerung zu schützen. Deshalb hat der Kur-
dische Rote Halbmond aus der Bundesrepu-
blik, der Schweiz und Schweden Anträge an 
das Internationale Rote Kreuz (IRK) gestellt 
offiziell als Mitglied anerkannt zu werden. 

Die offizielle Anerkennung ist bisher am sou-
veränen Status der Türkei und des Iraks ge-
scheitert, die ihre eigenen Organisationen un-
terhalten. Das Internationale Rote Kreuz be-
fürchtet diplomatische Verwicklungen und 
ist der Meinung, daß vor der offiziellen An-
erkennung eine politische Lösung des Kurdi-
stan-Konfliktes stehen müsse. 

, ,Der Kurdische Rote Halbmond hat sich zum 
Ziel gesetzt, das Leiden der Bevölkerung in 

allen Teilen Kurdistans zu lindern, besonders 
dort, wo die Not am größten ist. Er betrachtet 
seine Arbeit als einen wichtigen Beitrag, um 
das Schweigen über den Krieg in Kurdistan 
und die Opfer zu durchbrechen. Seine Hoff-
nungen richten sich auf ein schnelles Ende 
des Krieges, damit langfristige und grundle-
gende Konzepte für Hilft- und Aufbaupro-
gramme im medizinischen und sozialen Be-
reich erarbeitet und durchgeführt werden 
können." (zitiert aus der Selbstdarstellung 
des Kurdischen Roten Halbmonds). Deshalb 
unterstützt er auch die Forderung nach einem 
Waffenstillstand in der Türkei. 

Der türkische Staat verhindert im kurdischen 
Gebiet jegliche Hilfsprojekte im Gesund-
heits- und Sozialbereich. Dies betrifft nicht 
nur den Kurdischen Roten Halbmond, son-
dern auch aUe anderen Organisationen. Bis-
her geschieht dies ohne größere Proteste des 
Hohen Flüchdingskommissariats der Verein-
ten Nationen (UNHCR), der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) oder des Interna-
tionalen Komitees des Roten Kreuzes 
(IKRK). Trotz der Behinderungen durch den 
türkischen Staat versucht Heyva Sor a Kurdi-
stanê, Hilfsprojekte und Hilfsprogramme zu 
entwickeln: Unterstützung von Kriegswaisen 
und Inlandsflüchtlingen und Aufbau von Ge-
sundheitsstationen. In der Bundesrepublik 
gibt es Wohn-, Betreuungs- und Beratungs-
projekte für kriegsgeschädigte Menschen aus 
Kurdistan. 

Besonders die Situation der Kinder soll ver-
bessert werden. So gibt es finanzielle Unter-
stützung von Familien, in denen die Männer 
ermordet wurden. Für die kurdischen Frauen, 
die meist ohne Ausbildung sind, ist es auf-
grund der Sozialstruktur und der mangelnden 
Arbeitsplätze unmöglich, den Lebensunter-
halt für ihre Kinder und sich selbst zu verdie-
nen. Ein konkretes Beispiel: „Der 13-jährige 
Mehmet lebt mit seinen Eltern und 6 Ge-
schwistern in einem kleinen Dorf nahe Cizre. 
Bei einem Angriff des türkischen Militärs auf 
eine Guerilla-Stellung wurden mehrere Sol-
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daten getötet. Die angestaute Wut der türki-
schen Militäreinheit aber entlud sich gegen 
das Dorf, in dem Mehmet lebte. Die Dorfbe-
wohner mußten sich auf dem Dorfplatz ver-
sammeln. Ihnen wurde vorgeworfen, die 
Guerilla zu unterstützen. Bei der darauffol-
genden Razzia wurde Mehmets Vater er-
schossen. Die Dorfbewohner wurden vertrie-
ben und das Dorf zerstört. Die Familie flüch-
tete in die Stadt zu Verwandten und lebt seit-
dem unter menschenunwürdigen Verhältnis-
sen in einem Slumviertel. " (zitiert nach Kur-
distan — Hilfe für Waisen, Hg: Heyva Sor a 
Kurdistanê). Damit das Geld auch tatsächlich 
zu den betroffenen Familien gelangt, arbeitet 
man mit kurdischen Organisationen vor Ort 
zusammen. 

Kontaktadresse: Heyva Sor a Kurdistanê e.V., 
In der Stehle 26,53547 Kasbach-Ohlenberg. 

Möglichkeiten 
einer politischen Lösung 

Ein Beispiel für die Förderung einer politi-
schen Lösung ist die internationale Kurdi-
stan-Konferenz, die am 12./13. März 1994 in 
Brüssel stattfand und an der zahlreiche Juri-
sten, Völkerrechtler und andere Wissen-
schaftler teilnahmen. Für die Kurdische Ar-
beiterpartei verlas Kani Yilmaz, Sprecher des 
politischen Flügels ERNK, eine Grußbot-
schaft des PKK-Genersalsekretärs, Abdullah 
Öcalan. Darin machte Öcalan zwei Vorschlä-
ge für eine politische Lösung des Konfliktes: 
• das Angebot zu einem Waffenstillstand 

zwischen der PKK und der Türkei; 
• Verhandlungen zwischen den beiden 

Kriegsparteien türkischer Staat und PKK 

Oktober 1993 in Lice: Sieben Tage nach der Zerstörung durch die türkische Armee war 
eine internationale Beobachter-Delegation in der Stadt; darunter auch Mitarbeiter der 
AKTION 3. WELT Saar. 
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über eine föderale Lösung, d.h. bei Aner-
kennung der bestehenden türkischen 
Staatsgrenzen. 

„In aller Klarheit betone ich, daß wir nicht 
unbedingt die Teilung der Türkei verlangen 
und daß die in diese Richtung gehende Pro-
paganda nicht den Tatsachen entspricht^...) 
Auf dieser Grundlage sind wir bereit, über 
alle Möglichkeiten einer Föderation zu dis-
kutieren. Wir werden uns einem beiderseiti-
gen Waffenstillstand und daran anschließen-
den Gesprächen nicht verweigern und diese 
nicht erschweren, wenn dies unter internatio-
naler Kontrolle geschieht.(...)" 

In einem Schreiben der PICK an westliche 
Staats- und Regierungschefs am 10.11.1994 
heißt es: „Die Öffentlichkeit wurde von uns 
schon mehrfach informiert, daß wir bereit 
sind, über eine Lösung der kurdischen Frage 
im Rahmen der bestehenden Grenzen und 
über eine Föderation zu diskutieren. Dabei 
sind unterschiedliche Alternativen denkbar. " 

Bisher lehnt die Türkei ab. 

„Die Bundesregierung nimmt keine Stellung 
zu Erklärungen der terroristischen PKK", 
heißt es dazu lapidar in Bonn (BT-Drs. 
13/1261, 30. Mai 1995), Im Gegensatz dazu 
meint der Leiter des Hamburger Orient Insti-
tutes, Prof. Udo Steinbach, am 27.8.1994 in 
derTageszeifting „Die Welt" : „Von der PKK 
andererseits bewahrt sie (die Bundesregie-
rung, die A.) sich ein Bild, das von ideologi-
schen Slogans vergangener Jahre geprägt 
ist, die der Wirklichkeit nicht mehr entspre-
chen. Eine Kriminalisierung ist fehl am Platz, 
wenn ihr Führer das Gespräch sucht. " 

250.000 Deserteure: Kein Land, 
auf das sie schwören 

Immer mehr junge türkische Männer stim-
men mit den Füßen ab und weigern sich, 
ihren Wehrdienst abzuleisten. Eine legale 
Möglichkeit zur Kriegsdienstverweigerung 
besteht nicht. Die wenigen, die dies offen 
praktizieren, werden zu hohen Haftstrafen 
verurteilt, beginnen aber langsam, sich in 
Vereinen für Kriegsgegnerinnen (Sava Kar-
sitlari Dernegi/SKD) zu organisieren. Die 
meisten Verfahren werden mitüerweile vor 
Militärgerichten (!) verhandelt. 

„Nach Angaben des türkischen Verteidi-
gungsministeriums haben sich bis Ende 1993 
250.000 türkische Staatsbürger , zu zwei 
Dritteln Kurden, dem Kriegsdienst entzo-
gen. " (Junge Welt 19.5.94). 

Sie tauchen unter, leisten ihrer Einziehung 
zur Armee nicht Folge oder fliehen von der 
Armee. Eine korrekte Erfassung ist nicht 
möglich, da es in der Türkei kein zentrales 
Erfassungssystem für Kriegsdienstverweige-
rer gibt. Kritische Aussagen gegenüber dem 
Militär in der Öffentlichkeit werden nach 
Artikel 155 des Strafgesetzbuches verfolgt 
als „Versuch, das Volk vom Militär zu di-
stanzieren und die WiDenskraft der Nation zu 
schwächen". 

Viele KDVer fliehen ins Ausland. Aller-
dings: Kriegsdienstverweigerung und Deser-
tion sind auch in der .Bundesrepublik kein 
Asylgrund. 
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Die Antwort der Bundesrepublik Deutschland 

Kein Asyl für Kurdinnen 

In der Bundesrepublik leben zur Zeit zwi-
schen 400.000 und 500.000 Kurdinnen. Sie 
kamen seit den sechziger Jahren als türkische 
Arbeitsimmigrantinnen und seitdem Militär-
putsch 1980 verstärkt, bis heute anhaltend, 
als Flüchtlinge. Genaue Zahlen gibt es nicht, 
da Kurdinnen aus der Türkei auch in allen 
bundesdeutschen Statistiken als „türkische 
Staatsbürger" geführt werden. 

Mit zunehmender Militarisierung des Alltags 
in Kurdistans nahm auch die Zahl der Flücht-
linge zu. Zur Zeit kommen rund 20.000 Kur-
dinnenjährlich als Flüchtlinge in die Bundes-

republik. Zwischen Januar und Juli 1995 wa-
ren es insgesamt 68.700 Flüchthnge, davon 
15.100 aus der Türkei. Wohlfahrtsverbände 
schätzen den Anteil von Kurdinnen auf 95 %. 
1994 waren es insgesamt 127.000 Flüchtlin-
ge, davon 19.000 aus der Türkei (Pressemit-
teilungen des Bundesministerium des Inne-
ren, 3.8.1995 und 6.1.1995). Davon werden 
über 80 % nicht anerkannt. 

Mythos „Inländische 
Fluchtalternative Westtürkei" 

Recht auf Asyl haben sie dann, wenn ihnen 
der Nachweis der Verfolgung gelingt: entwe-
der der beweisbaren individuellen Verfol-

Geçekondti" (über Nacht gebautes Haus) in Istanbul (März 1994) 
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gung oder der Verfolgung als religiöse oder 
ethnische Gruppe. Beides wird von bundes-
deutschen Gerichten kaum noch bestritten. 
Um aber trotzdem Abschiebungen durchfüh-
ren zu können und damit den politischen 
Vorgaben zu entsprechen, wurde ein juristi-
scher und politischer Kunstgriff erfunden: 
„Inländische Fluchtalternative Westtürkei". 
Zwar würden Kurdinnen im Osten des Lan-
des individuell wie auch als Gruppe verfolgt, 
dies treffe jedoch nicht für die Westtürkei zu. 
Dort seien sie vor Verfolgung sicher. Mittler-
weile Hegen zahlreiche Dokumentationen 
und Recherchen vor, die das Gegenteil be-
weisen: 
• Ausweiskontrollen mit anschließender 

Massenverhäftung; 
• gezielt geschürte Pogromstimmung in der 

Bevölkerung; 
• Verbot der pro-kurdischen Demokratie-

partei; 
• Verhaftung und Inhaftierung von Rechts-

anwälten, die sich für Kurdinnen einset-
zen; 

• Bombenanschlag auf die pro-kurdische 
Tageszeitung Özgür Ulke im Dezember 
1994; 

• das De-facto-Verbot der kurdischen Spra-
che führt zu Verhaftungen, wenn bei-
spielsweise Straßenhändler der Polizei auf 
kurdisch antworten; 

• aus der BRD abgeschobene Kurdinnen 
gelten gegenüber Sicherheitskräften als 
unloyale Staatsbürger und werden festge-
nommen und einer längeren „Befragung" 
unterzogen. 

Und: In den „Geçekondus" („über Nacht 
gebauten Häusern" ), die am Rande der west-
türkischen Großstädte liegen und meist von 
Kurdinnen bewohnt werden, vollzieht sich 
eine unspektakuläre Art der psychischen und 
physischen Vernichtung. Sie fliehen vor den 
Folgen der gezielten wirtschaftlichen Unter-
entwicklung ihrer Heimat oder vor Panzern 
deutscher und anderer Herkunft. In den Geçe-
kondus leben sie ohne materielle Grundlage. 
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Folter kein Asylgrund 

Nachdem in den achtziger Jahren mehrere 
bundesdeutsche Gerichte Folter in der Türkei 
zwar bestätigten, sie jedoch nicht als Asyl-
grund anerkannten und ihre Anwendung ba-
gatelHsierten — der VGH Baden-Württem-
berg sprach am 27.5.1986 davon, daß sich . 
Folter und Mißhandlung „auf kriminaltechni-
sche Besonderheiten zurückführen lassen" —, < 
versuchen staatliche Stellen der Türkei und 
der Bundesrepublik heute, die Existenz von 
Folter zu leugnen. Damit sollen Abschiebun-
gen von Kurdinnen und Türkinnen in die 
Türkei öffentiich gerechtfertigt werden. In 
einem Schreiben des türkischen Innenmini-
sters Nahit Mentese vom 10.3.1995 an den 
bundesdeutschen Innenminister Kanther 
heißt es: „Weiterhin hat die Republik Türkei 
sowohl die Europäische als auch die Anti-
Folterkonvention der Vereinten Nationen ra-
tifiziert, deren Kontrollinstanzen ungehin-
derten Zugang in der Türkei haben. Die Re-
gierung der Republik Türkei bekräftigt, daß 
nach den türkischen Gesetzen Folter und un-
menschliche Behandlung strafbar sind und 
daß diejenigen, die hiergegen verstoßen, zur 
Rechenschaft gezogen werden." Diese und 
ähnüche Äußerungen präsentiert das bundes-
deutsche Innenministerium der deutschen 
Öffentlichkeit als juristische Grundlage, 
Kurdinnen abzuschieben. Amnesty interna-
tional hält dagegen fest, was jeder Bericht 
über die Menschenrechtssituation in der Tür-
kei seit Jahren wiederholt und sorgfältig be- * 
legt: „Folter in der Türkei ist zur Normalität 
geworden" (ai-Kalender 1996; Kiel 1995, 
S. 21). Zum gleichen Ergebnis kommt das , 
UN-Komitee gegen Folter: „Die Existenz 
von systematischer Folter in der Türkei kann 
nicht geleugnet werden. " (ebd., S. 22). 

Ausländergesetze als Erfüllungs-
gehilfe geostrategischer Vorgaben 

Während die Asyldiskussion in der Bundes-
republik immer wieder mit dem Appell an das 
humanitäre Gewissen und die Verletzung der 



•Ver Kurden abschiebt 
foltert mit! 

Menschenrechte in der Türkei geführt wird, 
spricht das zum 1. Januar 1991 in Kraft ge-
tretene Ausländergesetz eine klare Sprache 
und übersetzt ökonomisch-geostrategische 
Vorgaben ins Juristische. Die politische Be-
tätigung kann bei Ausländern untersagt wer-
den, wenn „die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland beeinträch-
tigt oder gefährdet " sind und,, den außenpo-
litischen Interessen oder den völkerrechtli-
chen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland zuwiderlaufen... " (AuslG § 37 
(1) ). Ausländerinnen können jetzt ihr Auf-
enthaltsrecht verlieren und abgeschoben 
werden. 

Damit einher ging eine Zentralisierung der 
Entscheidungsbefugnisse. Konnten davor 
noch Länderregierungen einseitig einen Ab-
schiebestopp verhängen, so geht dies jetzt 
einmalig für sechs Monate und darüber hin-
auf nur im Einvernehmen mit dem Bundes-
innenminister. Es sei denn, es ergibt sich eine 

neue Situation in dem Herkunftsland. Je nach 
politischem Willen des Innenministers eines 
Bundeslandes gibt es also durchaus Spiel-
raum für die Verlängerung eines Abschiebe-
stopps um weitere sechs Monate. 

Mit dem Ausländergesetz vom 1.1.1991, der 
weitestgehenden Abschaffung des grundge-
setzlich verankerten Asylrechts im Mai 1993 
(GG-Art.16), und dem EU-weit gültigen 
Schengener Vertragswerk als juristischer 
Grundlage betreibt die Bundesrepublik eine 
aggressive politische Abschottung des eige-
nen Territoriums gegenüber Flüchtlingen. 
Einige Organisationen und Kirchengemein-
den haben aus den zunehmend häufiger wer-
denden Abschiebungen von Kurdinnen die 
Konsequenzen gezogen und gewährten Kir-
chen- oder Gemeindeasyl. 

Kritisiert wird damit unter anderem die Heu-
chelei bundesdeutscher Regierungskreise, 
deren Unterstützung für die türkische Regie-
rung einerseits Fluchtursachen produziert 
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und andererseits die Opfer ihrer Politik wis-
sentlich den türkischen FolterspeziaUsten 
ausliefert. 
Lesetips: 
Oberdiek, Helmut: Möglichkeiten der Binnen-
flucht für Kurden in der Türkei, Hamburg 
1994. 
AKTION 3. WELT Saar (Hg.): Inländische 
Fluchtalternative Westtürkei — Mythos und 
Realität, Losheim 1994. 

Kurdenverfolgung 
auch in Deutschland 

Die juristische Grundlage 

Viele Grundrechte sind seit einiger Zeit in der 
Bundesrepublik Deutschland für Kurdinnen 

praktisch aufgehoben. Das Versammlungs-
und Vereinigungsrecht sowie Presse- und 
Meinungsfreiheit existieren fast nur noch auf 
dem Papier. (Juristischer) Dreh- und Angel-
punkt aller Einzelmaßnahmen ist dabei das 
am 25.11.1993 vom Bundesinnenministe-
rium in Kraft gesetzte sogenannte PKK-Ver-
bot. „Die politische Agitation der PKK und 
ihr nahestehender Organisationen hat zwi-
schenzeitlich ein außenpolitisch nicht mehr 
vertretbares Ausmaß erreicht. (...) Eine wei-
tere Duldung der PKK-Aktivitäten in 
Deutschland würde diese deutsche Außenpo-
litik unglaubwürdig machen (...)", heißt es in 
aller Offenheit in der Verbotsbegründung für 
die PKK und 35 weitere kurdische Organisa-
tionen. 

Analog zum Ausländergesetz also auch hier 
der eindeutige (und kaum kaschierte) Ver-

WITSCH? mm mm 
w 

Demonstration im Mai 1994 in Saarbrücken gegen den GSG-9-Überfall auf das „Kultur-
zentrum Alte Feuerwache" und die Festnahme von 60 Kurdinnen. 
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weis auf die ökonomisch-geostrategischen 
Ziele der Bundesrepublik im Nahen Osten. 
Mit dieser abenteuerlichen Begründung hat 
man sich gegenüber den 500.000 Kurdinnen 
in der BRD eine juristische Handhabe ge-
schaffen, um Kritik am türkischen Terror und 
an dessen Finanzierung durch die Bundesre-
publik zu verbieten. Nur mit diesen Interes-
sen lassen sich die Verbote und die beispiel-
lose Vefolgung von Kurdinnen in der Bun-
desrepublik verstehen. Insgesamt eine ge-
schickte Inszenierung, mit der sich die deut-
schen Täter selber endasten. 

Die BRD im europäischen Vergleich 

Während in der Bundesrepublik poUtische 
Aktivitäten von Kurdinnen, die Sympathien 
mit der PKK zum Ausdruck bringen, als Ter-
rorismus abgestempelt werden, hat die „Na-
tionale Befreiungsfront Kurdistans" 
(ERNK), der poUtische Flügel der PKK, in 
mehreren europäischen Ländern offizielle 
poUtische Verttetangen eingerichtet: in 
Österreich, Norwegen, Finnland, Spanien, 
Itahen, Griechenland und Zypern. 

Innenpolitische Mobilmachung 
gegen Kurdinnen 

Ob es das massenhafte Eindringen deutscher 
PoUzisten in kurdische Privatwohnungen ist, 
das Schließen des kurdischen AGRI-Verla-
ges im Juni 1995 inklusive der Beschlagnah-
mung von 15 Tonnen Büchern und Broschü-
ren — politisch aktive Kurdinnen werden in 
der Bundesrepublik zunehmend als Men-
schen zweiter Klasse behandelt, denen 
grundlegende Bürgerinnenrechte aberkannt 
werden. Im März 1994 wurden aHe Großver-
anstaltungen zum kurdischen Neujahrsfest, 
Newroz, verboten. Als Reaktion darauf 
blockierten Kurdinnen in der ganzen Bun-
desrepublik Autobahnen. Von Seiten des 
Staates wurde mit Härte nnd BrutaUtät dage-
gen vorgegangen. Bundeskanzler Kohl of-
fenbarte das Menschenbild eines Teils der 
deutschen Parteipolitiker und sprach von ei-

ner „neuen Dimension des Terrors", als sich 
zwei kurdische Frauen, Ronahi und Berivan, 
aus Protest gegen den Völkermord in Kurdi-
stan selbst verbrannten. Das Verbot ihres 
wichtigsten Festes kannten Kurdinnen bisher 
nur aus der Türkei. 

Ahnliches wiederholte sich einige Monate 
später beim Marsch kurdischer Frauen im 
Herbst 1994 von Mannheim zum Europa-
Parlament in Straßburg. 

Im Mai 1994 stürmte die GSG 9 das Kultur-
zentrum Alte Feuerwache in Saarbrücken 
vermummt, unter Schlagstockeinsatz und mit 
gezogenen Maschinenpistolen. „Auf jedem 
Kurden — alle mußten sich mit den Händen 
auf dem Rücken und mit dem Gesicht nach 
unten auf dem Boden legen — knieten zwei 
GSG9-Beamte." (Junge Welt, 31.5.94). Ne-
ben sechzig Kurdinnen wurden gleichzeitig 
„auch Menschen außerhalb des Kulturzen-
trums, die offenbar »kurdisch« aussahen", 
festgenommen. „Das allen gemeinsame 
Merkmal: dunkle Haare." (Junge Welt, 
31.5.1994). Die angebUche Geheimver-
sammlung des kurdischen Kulturvereins war 
wochenlang vorher bekannt. 

Fast unbemerkt von der Öffentlichkeit gibt es 
zur Zeit etwa 300 kurdische poUtische Gefan-
gene in bundesdeutschen Gefängnissen. Ge-
gen einen Teil von ihnen begann im Septem-
ber 1995 eine weitere Serie von Prozessen 
wegen § 129a StGB (Bildung/Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung). 

Ein letztes Beispiel: Am 1. JuU 1994 wird der 
16-jährige kurdische Jugendliche Halim De-
ner in Hannover von einem deutschen PoUzi-
sten erschossen. Kurz zuvor erschien in der 
Polizeirundschau des rot-grün regierten Hes-
sen ein Artikel unter dem Titel „Wann fällt 
der erste Schuß?" 

Dort heißt es unter anderem: „Tanzende. 
Menschen auf den Fahrbahnen ... Männer, 
Frauen, Kleinkinder! Sind die denn alle ver-
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Schutzgelderpressung, Brandstiftung und Drogenhandel: 
Dichtung und Wahrheit 

„Den Sicherheitsbehörden liegen keine Er-
kenntnisse vor, daß kurdische politische 
Organisationen separatistische Aktionen 
durch illegalen Rauschgifthandel finanzie-
ren" (BT-Drucksache 12/2359). „Was 
Straftaten des Rauschgift- und Waffenhan-
dels sowie der Gelderpressung von kurdi-
schen Türken in der Bundesrepublik 
Deutschland anbelangt, so hat sich nach 
den Erkenntnissen der Ermittlungsbehör-
den der behauptete organisationsbezogene 
Hintergrund nicht bestätigt", hieß es in der 
vom Bundesinnenministerium publizierten 
Zeitung „Innere Sicherheit" vom 
15.2.1993. 

„Die bisher bekannt gewordenen Spenden-
und Schutzgelderpressungen sowie die 
Überfälle auf illegale türkische Spielkasi-
nos müssen nicht unbedingt Aktivitäten zur 
Finanzierung der PKK-Aktionen sein. Be-
weise dafür jedenfalls sind nicht vorhan-
den. Es gibt sogar Hinweise, daß türkische 
Täter aus dem allgemeinen kriminellen Mi-
lieu so tun, als ob sie sich am »kurdischen 
Freiheitskampf« beteiligen, aber ihr eige-
nes Süppchen kochen. Es ist eher davon 
auszugehen, daß die PKK ihren Finanzbe-
darfaus offiziellen Spenden deckt, aus dem 

rückt? ... Überall stehen nun Gruppen von 
Kollegen zusammen, und überall ist das Er-
lebte das Thema, Ich werfe in meinem Kreis 
in die Diskussion, daß ich meinen Waffenhol-
ster bereits geöffnet hatte, und ein Kollege 
pflichtete mir bei, daß er dies auch gemacht 
hatte. Wir waren uns einig: Schußwaffenge-
brauch wäre gerechtfertigt gewesen, und wir 
alle fragten uns an diesem Nachmittag, sollte 
es so weitergehen: »Wann fällt der erste 
Schuß?«" (Hessische PoUzeirundschau, Mai 
1994, S.l 1-12). 

Erlös von Literatur und von politischen und 
kulturellen Veranstaltungen." (KriminaU-
stikNr.7/93,S.347ff.). 

„Die PKK indes, so ist im Bundesamt für 
Verfassungsschutz zu vernehmen, komme 
als Urheber der zahlreichen Brandanschlä-
ge nach den bisherigen Erfahrungen nur 
bedingt in Frage. Zum einen »pflegt sich die 
PKK nicht zu verstecken« (...)" (FAZ, 
19.8.1994) 

„Eine eindeutige Zuordnung der Brandan-
schläge zu bestimmten Tätergruppen sei 

. »im Einzelfall schwierig« ", erklärt die Bun-
desregierung mit Verweis auf das Bundes-
kriminialamt („woche im bundestag", 
14/6.9.95, S. 6). Lediglich bei 19 von 139 
Anschlägen zwischen Februar und April 
1995 auf türkische Einrichtungen „müsse 
davon ausgegangen werden, daß die Kur-
dische Arbeiterpartei PKK für die Anschlä-
ge verantwortlich ist" (ebd., S. 6). Fakten 
zur Untermauerung dieser Spekulation 
werden nicht präsentiert. 

Beantworte sich jeder die Frage selbst, war-
um die Vorwürfe trotzdem ständig erhoben 
werden. 

Die Begründung für all diese Gewaltmaßnah-
men bundesdeutscher Stellen gegen Kurdin-
nen variiert dabei nur unwesentlich: Gefahr 
im Verzug durch (blutrünstige) PKK-Terro-
risten. 

Medien im Staatsdienst 

Der Kampf gegen Kurdinnen wird von den 
interessierten staatlichen SteUen selbstre-
dend auch unter Einbeziehung der Medien 
geführt., Sämtliche gegen Kurdinnen gerich-
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tete Feindbildkonstruktionen können ihre 
Wirkung nur durch Verbreitung über Mas-
senmedien erzielen. 

Ob es die vom niedersächsischen Landesamt 
für Verfassungsschutz im August 1995 er-
fundenen Scharfschützen der PKK sind, die 
kurz als visuelle Konkretisierung des PKK-
Terrorismus in den Medien auftauchen, um 
wenige Tage später ebenso sang- und klang-
los zu verschwinden, oder der Vorwurf der 
Schutzgelderpressung, die Vorgehensweise 
ist immer die gleiche: Mit Verweis auf infor-
mierte SteUen wird der Verdacht geäußert, 
daß Kurdinnen eine Gefahr für Leib und 
Leben aller Rechtschaffenen im Lande dar-
steUen. Je nach Recherche von Journalistin-
nen und Druck der Öffentiichkeit wird die 
Behauptung entweder zurückgezogen (z.B. 
PKK-Scharfschützen) oder aber stehengelas-
sen. Daß es keine Beweise für die Vorwürfe 
gibt, ist dabei völlig nebensächUch. Entschei-
dend ist, daß irgend etwas in den Köpfen der 
Menschen hängenbleibt. 

Als ein Beispiel unter vielen sei hier der 
Artikel „Geheimdienst: PDS-Abgeordnete 
unterstützen PKK" in der „Bild am Sonn-
tag" vom 6.8.1995 erwähnt, der unter Ver-
wendung der gleichen Photos und gleichen 
Quellenangabe zeitgleich in der rechtskon-
servativen und regierungsnahen türkischen 
Zeitung „Hürriyet" erschien. Danach fun-
gieren drei namentlich genannte Abgeordne-
te der PDS als Marionetten der PKK. Dreh- . 
und Angelpunkt sei dabei eine ebenfalls na-
mentlich genannte Mitarbeiterin eines PDS-
Abgeordneten. In Bonn sei eine bundesweite 
Kontakt- und KoordinierungssteUe einge-. 
richtet worden. Die Quelle des Artikels: „ein 
amtiich geheimgehaltener gemeinsamer Be-
richt des Bundesamtes- für Verfassungs-
schutz und des Bundesnachrichtendienstes". 

Alle relevanten Nachrichtenagenturen, Ta-
geszeitungen und TV-Sendungen scheuen 
sich nicht, aUen Ernstes „Bild" als Quelle 

Rechtshilfefonds 

Einen konkreten Schritt gegen die gezielte 
staatliche Entwürdigung von Kurdinnen 
stellt der Rechtshilfefonds dar. Hier wird 
Geld gesammelt, um den inhaftierten Kur-
dinnen ein Minimum an Betreuung und 
Verteidigung durch Rechtsanwältinnen 
zu gewährleisten. Gleichzeitig soll damit 
die dringend notwendige Öffentlichkeits-
arbeit finanziert werden. 

Spendenkonto: BFG Bank AG Köln, Kto 
Nr. 100 718 0300, BLZ 370 101 11, Inh. 
RA H. Krause, Stichwort: Rechtshilfe-
fonds. 

Für weitere Informationen: Informations-
stelle Kurdistan e.V., Maxstraße 50, 
53111 Bonn Tel/Fax 0228/656127. 

Dort gibt es jeweils in türkischer und deut-
scher Sprache auch die Broschüre der 
„RotenHilfe" „AdUyardimtekmgi/Was 
tun, wenn es brennt" mit Tips für das 
Verhalten im Umgang mit PoUzei & Co. 

anzugeben und aus einem Papier zu zitieren, 
das niemand kennt. 

Die Effizienz der vielfach eingerichteten po-
üzeiüchen Denunziationstelefone Uegt vor 
allem in ihrer Verbreitung durch die Medien, 
womit eine Schuldzuweisung an Kurdinnen 
erreicht wird. Die deutsche PoUzei fordert 
Kurdinnen auf, anonym andere Kurdinnen 
anzuzeigen und der Schutzgelderpressung zu 
bezichtigeni So als ob anonyme Anzeigen 
nicht auch Ausdruck privater Fehden sein 
könnten. Der vielfach gegenüber der PKK 
erhobene Vorwurf des Drogenhandels und 
der Schutzgelderpressung klingt eingängig, 
istjedoch bisher nicht bewiesen worden. Auf 
konkrete Nachfragen müssen Polizei & Co. 
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immer passen und kleinklaut eingestehen, 
daß ihnen trotz intensivsten Bemühungen 
Beweise fehlen (vgl. Kasten S. 42). 

Das Fremde als Bedrohung 

Die Voraussetzung für die Wirksamkeit sol-
cher Feindbildkonstruktionen und damit die 
Akzeptanz staatUcher Unterdrückungs-
maßnahmen ist ihr Anknüpfen an bereits vor-
handene Einstellungsmuster gegenüber 
Fremden und Flüchtlingen. Zwei zunächst 
völlig unterschiedliche Darstellungen ergän-
zen sich dabei: 

Auf der einen Seite wird die jahrelang aufge-
baute und in Szene gesetzte Darstellung von 
Flüchtlingen, die einer Naturgewalt gleich 
massenhaft über das arme kleine Deutsch-
land hinwegfegen und alles kahlfressen, da-
bei in unterschiedlichsten Varianten neu be-
lebt. 

Auf der anderen Seite werden Flüchtlinge 
gerne als hilfs- und schutzbedürftige Opfer 
betrachtet, die sich gerne in die Obhut deut-
scher Sozialarbeiterinnen begeben und die 
bundesdeutsche Gesellschaft mit folkloristi-
schen und kuUnarischen Darbietungen kultu-
rell bereichern. Da Kurdinnen dieses vor al-
lem bei Menschenrechtsgruppen gepflegte 
Bild des Flüchtlings nur selten bedienen und 
statt dessen als handelnde Subjekte auftreten, 
entstehen Enttäuschungen über den politi-
schen wie emotionalen Verlust. Die individu-
elle Abkehr vom widerspenstigen Subjekt 
äußert sich politisch in Entsolidarisierung — 
ein Beispiel für den informellen Schulter-
schluß zwischen den ökonomisch-geostrate-
gischen Zielen der deutschen Parteipolitik 
und den Zielen der Mehrheit der Bevölke-
rung. 
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Bücher und Zeitschriften 

Kurzrezensionen 

Zur weiteren Lektüre möchten wir einige Bü-
cher und Zeitschriften empfehlen. Hier kön-
nen Themen vertieft werden, die in der vör-
Uegenden Broschüre zu kurz oder überhaupt 
nicht angesprochen wurden; aus Platzgrün-
den selbstverständüch nur eine Auswahl. 

Die angegebenen Bücher können bei der 
AKTION 3. WELT Saar besteUt werden. 

Sachbücher 

Ahmad, Fadil: Die kurdische Befreiungs-
bewegung zwischen Stammeskultur und 
politischer Erneuerung. Hildesheim 1994. 
Im Mittelpunkt des Buches steht die Auseinander-
setzung mit traditionellen Formen der kurdischen 
Gesellschaft wie z.B. Stammes- und Clanstruktu-
ren, Fürstentümer und ihr langsames, wider-
spruchsvolles Verschwinden im Zuge des 
bewaffneten Befreiungskampfes. 

Besikçi, Ismail: Kurdistan — Internationale 
Kolonie. Frankfurt 1991. 
Als Standardwerk auf jeden Fall zu empfehlen. Der 
türkische Soziologe, der zur Zeit wieder im Ge-
fängnis sitzt, leistet mit seinem, 1990 publizierten 
Buch (1991 auf deutsch) einen wichtigen Beitrag , 
zur historischen wie aktuellen Analyse der kurdi-
schen Gesellschaft in der Türkei. Er analysiert die 
verschiedenen außenpolitischen Versuche west-
europäischer Nationalstaaten, im Bündnis mit der 
Türkei Einfluß auf die Region Kurdistan zu erhal-
ten („teile und herrsche"). Innenpolitisch findet 
dies seine Entsprechung durch die mittels der ke-
malistischen Ideologie betriebene innere Koloni-
sierung Kurdistans. Breiten Raum nimmt in dem 
Buch die differenzierte Analyse der heutigen kur-
dischen Gesellschaftsstruktur inklusive des un-
übersehbaren Aufbrechens alter Strukturen ein. 

Çelik, Serdar: Jetzt kann ich auch laufen. 
Bochum 1993. 
Es beschreibt nicht die Guerilla-Romantik, son-
dern die Lebens- und Leidensgeschichte von Gue-
rilla-Kämpferinnen, die im Kampf um ein 
menschenwürdiges Leben schwer verletzt wurden 
und Beine, Hände und Augen verloren. Der Autor 
zu seinem Buch: „ Vielleicht ist es nicht möglich, 
Zelal, die den Kampf für nationale Befreiung der 
individuellen Rettung, die die Berge der Universi-
tät vorgezogen hat, oder den Bauernjungen Mesut, 
der, obwohl er beide Augen verloren hat, immer 
noch Mesut geblieben ist, oder Hay dar, der so viel 
Widerstandskraft und Überzeugung aufbringt, daß 
er bei der Amputation seiner Füße sogar noch 
Scherze machen kann, zu verstehen". 

Kizilhan, Ilhan: Der Sturz nach oben. 
Frankfurt 1995. 
Eine Studie über die psychologische Situation von 
Kurdinnen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Wie wird das Leben im Exil und Wartezustand 
innerlich verarbeitet; wie können Kurdinnen mit 
der erlittenen Folter leben? 

Hinz-Karadeniz, Heidi; Stoodt, Rainer (Hg.): 
Kurdistan — Politische Perspektiven in einem 
geteilten Land. Gießen 1994. 
Der Sammelband umfaßt Beiträge türkischer,.kur-
discher und deutscher Autorinnen und beschreibt 
nicht nur die Situation von Kurdinnen im türki-
schen Teil Kurdistans und der Bundesrepublik, 
sondern diskutiert auch perspektivisch die Voraus-
setzungen einer politischen Lösung. Besonders 
empfehlenswert ist der Beitrag von Lothar Hein-
rich, der sich aus marxistischer Sicht kritisch mit 
der kurdischen Arbeiterpartei PKK auseinander-
setzt. Für ihn ist die PKK eine bürgeriiche Befrei-
ungsbewegung, die zwar einen wichtigen Beitrag 
zur nationalen, nicht aber zur ökonomischen Be-
freiung Kurdistans leisten kann. Insgesamt ein 
Buch, das gut geeignet ist, sich einen Überblick zu 
verschaffen. 

Schmid, Fred; Schreer Claus: Strategische 
Waffenbrüderschaft Deutschland - Türkei, 
isw-spezial Nr. 8, München 1995. 
Der Beitrag untersucht die ökonomischen und 
machtpoiitischen Ziele der Türkei und der Bundes-
republik in der Region Kurdistan. 
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Schmidt, Lissy : Wie teuer ist die Freiheit? 
Reportagen aus der selbstverwalteten 
kurdischen Region. Köln 1994. 
Im Zuge des zweiten Golfkrieges kam es im Nord-
irak zu Aufständen von Kurdinnen, in deren Ergeb-
nis eine formal selbstverwaltete kurdische Region 
geschaffen wurde. Eine Region, in der sich auch 
die wichtigsten Erdölreserven des Irak befinden. 
Die Autorin lebte einige Jahre dort und beschreibt 
mit ihren Reportagen in den ersten zwei Jahren der 
kurdischen Selbstverwaltung den Alltag der 
schutzlosen Kurdinnen und die internen Macht-
kämpfe der kurdischen Parteien um Talabani und 
den Stammesfürsten Barzani. Vor allem aber spürt 
sie die permanenten wirtschaftlichen und militäri-
schen Eingriffe aus Ankara und Bagdad auf. Am 
3. April 1994 wurde sie ermordet. 
Schade nur, daß der Verlag wenig Wert auf die 
Reproduktion der Photos gelegt hat. 

Schumann, Gerd; Loeb, Alexander; 
Ulutunçok, Guenay: Ez-Kurdim — ich bin 
Kurdin. Kurdische Frauen im Aufbruch. 
München 1992. 
Gute Einführung in ein eher selten wahrgenomme-
nes Kapitel des kurdischen Befreiungskampfes. 
Neben Reportagen über den Guerillaalltag von 
Frauen enthält das Buch Interviews mit Leyla Zana 
und Frauen, die aus der Bundesrepublik nach Kur-
distan zur Guerilla gingen. Im Gegensatz zu den 
meisten Publikationen wird bei diesem Buch 
großer Wert auf gute Photos inklusive einer anspre-
chenden Abdruckqualität gelegt. 

Heyva Sor a Kurdistanê (Hg.): Schweigt 
nicht! — Reportagen mit kurdischen 
Flüchtlingen. Osnabrück 1995. < 
Im Herbst 1994 machen sich drei Teams von Jour-
nalistinnen im Auftrag des „Kurdischen Roten 
Halbmonds" auf die Reise, um die Situation kur-
discher Flüchtlinge zu untersuchen. Herausgekom-
men ist ein Buch mit Reportagen und Photos aus 
Nordwest-Kurdistan, der Mittel- und Westtürkei 
und Südkurdistan. Das Buch bietet durch seine 
ausgezeichneten Photos einen guten Einblick in die 
Situation der Flüchtlinge; vor allem auch zur soge-
nannten „Inländischen Fluchtalternative Westtür-
kei". 

Arbeitskreis der Kurdistan-Solidaritäts-
gruppen gegen die Kriminalisierung der 
kurdischen Bevölkerung (Hg.): Verfolgung 
der kurdischen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Karlsruhe 1995. 
Die unterschiedlichen Beiträge geben, ausgehend 
vom Verbot der kurdischen Arbeiterpartei PKK im 
November 1993, einen Überblick über die Krimi-
nalisierung von Kurdinnen in der Bundesrepublik. 
Ob es administrative Verbote von Veranstaltungen 
und Vereinen sind, Verhaftungen von Kurdinnen 
und massenhafte Hausdurchsuchungen oder die 
noch andauernde Medienkampagne, die PKK wür-
de Schutzgelder erpressen, der deutsche Staat tut 
alles, um Kurdinnen und ihre Organisationen mit 
dem Stallgerach des Terrorismus zu überziehen. 

Hinz-Karadeniz, Heidi; Stoodt Rainer (Hg.): 
Die Wasserfalle — Vom Krieg um Öl zum 
Krieg um Wasser. Aufstieg und Fall eines 
Großprojektes in Kurdistan. Gießen 1993. 
Unserer Auffassung nach das Standardwerk 
schlechthin zu dem gigantischen Staudamm- und 
Bewässerungsprojekt GAP im türkischen TeU 
Kurdistans. Nach zwei zusammenfassenden Dar-. 
Stellungen zum Einstieg—Wasser als strategische 
Waffen gegen andere Staaten — werden in einzel-
nen Artikeln unterschiedliche Teübereiche unter-
sucht; z.B. die Zerstörung kulturgeschichtüch 
wertvoller Siedlungen und Bauten, das Verständ-
nis von „Entwicklung", die angestrebte landwirt-
schaftliche Großproduktion. 

Antisemitismus im kurdischen 
Befreiungskampf? Diese Zusammenstellung 
verschiedener Texte kann gegen zehn Mark 
Vorauskasse (inkl. Porto) bei der AKTION 
3. WELT Saar bestellt werden. 
Seit Dezember 1994 wird gegenüber der Kurdi-
schen Arbeiterpartei PKK und der damals noch 
erscheinenden Zeitung Özgür Ulke der Vorwurf 
des Antisemitismus erhoben. Als Grundlage wer-
den Äußerungen von PKK-Generalsekretär Ab-
dullah Öcalan und Artikel in der Zeitung Özgür 
Ulke und später Yeni Politika angegeben. Die Zu-
sammenstellung dokumentiert diese Texte und die 
Diskussion, die bis heute in verschiedenen Publi-
kationen geführt wird. 
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Belletristik 

Kemal, Yasar: Memed mein Falke. 
Yasar Kemal schöpft aus jahrhundertealten Legen-
den und mythischen Vorstellungen, die bis heute 
lebendig sind und verknüpft sie mit der Gegenwart 
In den Dörfern am Rande des Taurus-Gebirges 
herrscht der Grundbesitzer Abdi Aga und fordert 
für die Erträge auf dem elenden Boden viel zu hohe 
Abgaben. Der Bauernsohn Memed wird zur Flucht 
in die Berge gezwungen, wo er zu einem Rebellen 
und Rächer seines Volkes wird. 

Ders.: Die Disteln brennen. 
Memed kehrt zurück und nimmt erneut den Kampf 
gegen die Großgrundbesitzer auf. 

Ders.: Das Reich der Vierzig Augen. 
Der dritte Band des Memed-Zyklus. 
Die Bücher sind sehr gut zu lesen wie auch die 
vielen anderen Bücher von Yasar Kemal, die in der 
Zwischenzeit ins. Deutsche übersetzt worden sind. 
Kemal steht zur Zeit vor dem Staatssicherheitsge-
richt in Istanbul wegen Kritik an der türkischen 
Kurdistan-Politik. Der Vorwurf lautet auf Separa-
tismus. 

Komik, Abdul Kadir : Im Morgengrauen eines 
heißen Tages. Frankfurt 1992. 
Ein Roman über die Industrierealität. Die Arbeiter 
und Arbeiterinnen einer Fabrik proben den Auf-
stand und wehren sich gegen ein unmenschliches 
System der Unterdrückung. Dir Streik breitet sich 
auf die ganze Stadt aus. Der Widerstand und auch 
das Alltagsleben in den Geçekondus wird aus der 
Sicht der Arbeiter, der Gewerkschaftsfunktionäre 
und der Untergrundkämpfer geschüdert. Das Buch 
basiert auf einem Streik bei Taris im Februar 1980 
in Izmir. 
Konuk wurde 1947 in Erzincan geboren und arbei-
tete von 1966 bis 1972 als Grundschullehrer. Seit 
1973 studierte er in Istanbul. 1976 mußte er auf-
grund seiner politischen Aktivität in den Unter-
grund gehen. 1983 wurde er zu Tode verurteilt, 
konnte aber 1989 befreit werden und in die BRD 
fliehen. 

Konuk, Abdul Kadir: Folter. Frankfurt 1990 
Ein Roman über einen Mann, der unter der Folter 
zusammenbricht und der Polizei alles verrät, was 
sie wissen will. Konuk beschreibt einen Anti-Hel-
den, der, um sein Leben zu retten, seine Würde 
verliert. 

Naasan, Akram (Hg.): Kurdische Märchen. 
Frankfurt 1993. 
Eine andere Form der Annäherung an Kurdistan 
stellen kurdische Märchen dar. Die Kunst des Er-
zählens zog Generation um Generation in ihren 
Bann. Die Helden der Märchen sind meist soge-
nannte Heilige und Manschen, die real existiert 
haben. Wie überall, so geht es auch in diesen 
Erzählungen um den immerwährenden Kampf 
zwischen Gut und Böse. 

Behram, Nihat: Schwalben des verrückten 
Lebens. Wuppertal 1992. 
Behram erzählt die Geschichte des Jungen Ali, der 
im kurdischen Teil der Türkei aufwächst. Er lebt 
zwischen Müllplätzen, Bahnhöfen, Gefangnissen 
und ist der Brutalität des türkischen Militärsystems 
ausgeliefert. Doch auch eine Flucht in die BRD 
bringt keine Verbesserung für Ali. „Ich schreibe", 
so Behram „von der verletzten Würde, die Mensch 
zu sein bedeutet." 

Zeitschriften 

Biji 
Wöchentlicher zweiseitiger Informationsdienst, 
der in Kurzbeiträgen und im Nachrichtenstil über 
Ereignisse im türkischen Teil Kurdistans und in der 
BRD berichtet; als Faktensammlung wichtig. Der 
Versand erfolgt per Fax; deshalb auch sehr aktuell. 
Bezugsadresse: c/o Was lefft, Postfach 3543, 
91023 Erlangen. 

Depeschen — aus der Türkei und Kurdistan 
Erscheint etwa einmal im Monat und enthält über-
wiegend Kurzbeiträge. 
Bezugsadresse: mfm, Postfach 1841, 27738 Del-
menhorst. 

Kurdistan-aktuell 
Erscheint etwa alle 6 Wochen. Neben dem Ab-
druck von Quellendokumenten des „Kurdistan 
Human rights project" aus London werden 
Presseerklärungen, Artikel und Texte aus anderen 
Publikationen und von verschiedenen Organisatio-
nen nachgedruckt. 
Bezugsadresse: medico international e.V., Ober-
mainanlage 7,60314 Frankfurt. 
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Kurdistan-News 
Erscheint etwa alle 6 Wochen. Der Untertitel der 
Publikation „Nachrichten über Menschenrechts-
verletzungen in Kurdistan" ist Programm. Die 
Quellen der Kurznachrichten sind türkische Zei-. 
rangen, Menschenrechtsvereine sowie bis zu ihrem 
Verbot Özgür Gündem und Yeni Politika. 
Bezugsadresse: Internationaler Verein für Men-
schenrechte in Kurdistan, Postfach 200 738,53137 
Bonn. 

Kurdistan-Report 
Erscheint etwa alle zwei Monate und enthält zahl-
reiche längere Beiträge und Interviews über Dis-
kussionen innerhalb der PKK und der ERNK. Dies 
und die detailgenauen Hintergrundartikel über die 
kurdische Kultur- und Reli-
gionsgeschichte machen 
die Zeitung zu einem wich-
tigen Quellendokument. 
Ansonsten finden sich dort 
manchmal Texte von Ab-
dullah Öcalan. Angesichts 
der ständigen Verbote der 
bisherigen herausgebenden 
Vereine und Beschlagnah-
mungen stellt allein schon 
die regelmäßige Publika-
tion der Zeitung eine be-
achtenswerte Leistung dar. 
Bezugsadresse: Informa-
tionsstelle Kurdistan, 
Maxstraße 50, 53111 
Bonn. 

Kurdistan-Rundbrief 
Erscheint alle zwei Wo-
chen. Neben dem Abdruck 
von Meldungen der PKK-
Guerilla (ARGK) über 
Militäroperationen im tür-
kischen Teil Kurdistans zi-
tiert er aus Artikeln, die in 
deutschen (Tages-)Zeitun-
gen erschienen sind. 
Bezugsadresse: GNN-Ver-
lag, Dieffenbachstraße 33, 
10967 Berlin. 

Stand 1.9.1995 

Die hier vorgestellten 
Zeitschriften können 
aus Platzgründen nur 

eine Auswahl darstellen. Da das Thema Kur-
distan in den letzten Jahren zunehmend po-
pulärer geworden ist, gibt es entsprechend 
viele Organisationen, die sich in ihren PubU-
kationen mit dem Thema insgesamt oder Tei-
laspekten beschäftigen; z.B. Asyl- und Men-
schenrechtsorganisationen. JournaUstlnnen 
beispielsweise können den deutschsprachi-
gen Dienst der Nachrichtenagentur DEM zu 
Kurdistan/Naher Osten abonnieren. 

Die Saarlandbrigade 
- eine Eliteeinheit der Bundeswehr -

Sie waren in Somalia dabei, sie beteiligen sich im Rahmen der 
NATO an Manövern in Kurdistan, sie sind stolz auf die 
Tradition der Fallschirmjäger der Wehrmacht, singen auch 
heute noch Nazi-Lieder und sind eine der Einheiten, welche die 
„Neue Weltordnung" erzwingen und erhalten sollen. 

Videofilm: 
Friedensengel 

Für UNO, NATO und 
Deutschland in die Welt 

Produktion: KAOS-Team, Köln 
und querblick, Konstanz 

mit Unterstützung der 
AKTIONi.WELISaar 
BRD, 1995,30 Minuten 

Flugschrift: 

fUpcULfi2 
4seitige Informationsschrift zur 

Saarlandbrigade 
hrsg.: AKTION 3.WELT Saar 

fllr Gruppen kostenlos in 
größerer Anzahl 

AKTION 3.WELT Saar 
Weiskirchener Str. 24 * 66674 Loshelm 

Tel 06872/6982 * Fax 7826 
Aussagekräftige Pressephotos stehen zur Verfügung. 

48 



Die AKTION 3.WELT 
Saar 
... ist Träger mehrerer Projekte: 
Flüchtlingsberatungsstelle, Anti-Ras-
sismus-Büro, Bildarchiv, Medienzen-
trum (Bibliothek & Archiv), 3. Welt 
Laden. Hinzu kommen verschiedene 
zeitlich befristete Arbeitsgruppen. 
Der Verein hat zur Zeit 250 Mitglieder 
und freut sich über Zuwachs. 
... hat kein Projekt in der sog. 3.Welt. 
Das Projekt ist die Veränderung vor 
der eigenen Haustür. Dies bedeutet 
eine permanente Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten der Bundes-
republik Deutschland. 
... versteht sich als politische, aber 
parteipolitisch unabhängige Organi-
sation und erkennt das Monopol von 
Parteien auf Politik nicht an. 
... akzeptiert nicht die Spielwiese, die 
diese Gesellschaft für 3. Welt-Organi-
sationen bereitstellt: idealistisch, cari-
tativ, Zuarbeiter für Parteien, letztlich 
aber wirkungslos. 
... ist als gemeinnützig und als Träge-
rin außerschulischer lugendarbeit an-
erkannt. 
... arbeitet mit im BUKO (Bundes-
kongreß entwicklungspolitischer Ak-
tionsgruppen). 
Eine konkrete Unterstützung unserer 
Arbeit ist möglich: 
• Mitgliedschaft im Trägerverein. 

Monatlicher Beitrag: 0,5 % vom 
Nettoeinkommen; sozial 5 DM 
(Aufnahmeformular auf Anfrage). 

• Regelmäßige Spenden auf das 
Konto: Konto 1510 — 663 (nur 
Spenden!), Postbank Saarbrücken, 
BLZ 590 100 66 (Spendenbeschei-
nigung wird zugesandt). 

• Aktive Mitarbeit. 

Wer mehr wissen will, soll uns schreiben: 
AKTION 3. WELT Saar, 
Weiskirchener Str. 24,66674 Losheim. 
«06872/6982, Fax 7826. 
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JOJRDISTA «TANT 

IM GROSSEN AUGE 
Was bedeutet heute noch "Aufklärung"? 

Über ganz Kurdi-
stan ein großes Auge: 
AWACS-Aufldärer der 
westlichen "Wertege-
meinschaft" und Satel-
liten erfassen jedes 
Dorf, jedes Haus und 
jeglichen Ziegenstall. 
Es sind dies die hoch-
auflösenden optischen 
Geräte der alliierten 
Garanten einer Schutz-
zone, die im Gegensatz 
zu ihrem Versprechen 
die präzisen Zielvorga-
ben für die weitere 
planvolle Vernichtung 
von Kurden liefern. 

Kurdische Dörfer 
werden nicht einfach 
zählbar zerstört: 7000 
im Irak & 2000 auf tür-
kischem Staatsgebiet. 

Sie werden immerfort-
während vernichtet. 
Einmal und dann wie-
der, wieder aufgebaut 
- und erneut zerpul-
vert. Die der Vergasung 
in Halabja entkamen 
wurden zu Flüchtlin-
gen. Werden wieder zu 
Flüchtlingen vor den 
nun folgenden Pan-
zern aus Deutschland. 
Fliehen davor in die 
Bundesrepublik. Wer-
den hier wiederum 
zielsicher aufgeklärt 
und als Gewalttäter 
identifiziert. Dann ab-
geschoben. Wenn sie 
sich wehren, sind sie 
Terroristen. Denn die-
se Sicherheit der Beur-
teilung entspringt aus 

der jahrelangen sorg-
fältigen Aufarbeitung 
der eigenen deutschen 
Geschichte: Denjeni-
gen als den Allein--
schuldigen ausmachen 
zu können, der es am 
allerwenigsten ist. 

Die deutsche Au-
ßenpolitik setzt auf die 
Lüge, weil ihr das Ver-
brechen bekannt ist. 
Die deutsche Außen-
politik setzt auf die 
Wahrheit und beendet 
Entwicklungs- und Le-
bensmittelhilfe für 
Kurdistan, weil der 
Wiederaufbau von 
Dörfern keinen Sinn 
ergibt, den die eigenen 
Waffen blutig verhin-
dern. 

Doch war Hilfe möglich: 
• In weniger als 2 Jahren konnten mit Unterstützung von medico 

20000 Menschen die Intemlerungslager Saddam Husseins verlas-
sen. 

• Baumaterial für 2300 Häuser wurde geliefert. 
• Brunnen legte man frei. 
• 78 Dörfer haben wieder Wasser. 
• 12 Schulen konnten errichtet werden. 
• Es gibt wieder eine Bewässerung der Felder. 
• Saatgut erfuhr den Einsatz. 
• Krankheiten wurden vorbeugend bekämpft. 
• Krankenstationen entstanden. 
• Minen erfuhren Räumung und Schutzzäune warnten vor ihnen. 

Jetzt wieder Furcht & Verzweiflung. 
Krieg und Not. 
Die Wintervorrätk gehen zur Neige. 
Die Bazare leer. Waren unbezahlbar. 
Flüchtlinge in großer Menge, 
die in sicherere Gebiete drängen. 

DER TOD IST 
EIN MEISTER AUS 

DEUTSCHLAND 
Wir wollen die Zerstörung Kurdistans, die 

Vernichtung und Vertreibung der Kurdinnen und 
Kurden nicht hinnehmen. Unser Veto gilt den 
Plänen der Militärs, der absoluten Barbarei. Un-
ser Ziel: konkrete Solidarität und Hilfe. Das Er-
reichte muß gesichert, die Gesundheitsversor-
gung in Kurdistan erhalten bleiben. Zusammen 
mit kurdischen Ärzten bemühen wir uns um ein 
Notversorgungsprogramm. Um Schulspeisun-
gen und Lebensmittelversorgung, um Medika-
mente und medizinisch-technisches Gerät. 

Dies kann gelingen mit Ihrer Hilfe und der Un-
terstützung aller, die Menschen sein wollen. 
Zusammen mit Kurdinnen und Kurden. 

Diesen Aufruf unterstützen: Dr. Winfried Beck, Vorsitzender des 
Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte, Frankfurt • Prof. Dr. Hans 
Becker, Universität Heidelberg • Dr. Ursula Fischer, Erfurt • Prof. Dr. 
med. Gerhard Garweg, Hamburg • Prot. Dr. med. Ulrich Gottstein, 
IPPNW International & Deutschland, Frankfurt • Dr. med. Ellls Hu-
ber, Präsident der Ärztekammer Berlin • K.A. Kurdistan e.V., Mün-
chen • Prof. Dr. Dr. Horst-Eberhard Richter, IPPNW, Gießen • Bergrun 
Richter, Gießen • Dr. med. Hermann Schulte-Sasse, Gesundheits-
referat der Landeshauptstadt München • Prof. Dr. med. Volkmar 
Sigusch. Klinikum der Universität Frankfurt • Dr. Omar Simo, Vorsit-
zender der Vereinigung kurdischer Ärzte, in Deutschland, Dossen-
heim • Dr. Reinhard Thoma, Chefarzt für Anästhesie, Tutzlng • 

Bitte helfen Sie sofort mit Ihrer Spende für "Kurdistan". 

Imedico - Spendenkonten: 
1800 Frankfurter Sparkasse (BLZ 500 502 01) 
6999-508 Postbank Köln (BLZ 370 100 50) 

*#&6iV 
Obefmainanlafle7lD-603H FrankfurtiTet. Mß/W43a-0 



Bisher erschienen: 
1 Rohstoffsicherung 

1982,48 Seiten, 3 DM 
2 Rüstungsexport 

1995,48 Seiten, 4 DM 
3 Südliches Afrika 

1982, 48 Seiten, 4 DM 
4 Palästina 

1988, 48 Seiten, 4 DM 
5 Neue Weltwirtschaftsordnung 

1982, 48 Seiten, 3 DM 
6 Grundbedürfnisstrategie 

1985, 48 Seiten, 4 DM 
7 Personelle Entwicklungshilfe 

1985,48 Seiten, 4 DM 
8 IWF und Weltbank 

1989,48 Seiten, 4 DM 
9 Außenhandel 

1985,48 Seiten, 4 DM 
10 Ausländer 

1983, 48 Seiten, 3 DM 
11 Frauen 

1988, 48 Seiten, 4 DM 
12 Tourismus 

1982, 32 Seiten, 2 DM 
13 Paraguay 

1982, 48 Seiten, 4 DM 
14 Wende in der 
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Deutscher BTR 60-Panzer vor Sirnak. 

Über die Darstellung der Situation von Kurdinnen in der Türkei hinaus 
stellen die Autorinnen der AKTION 3. WELT Saar die Frage nach den 
geostrategisch-ökonomischen Interessen der Türkei und Bundesrepu-
blik Deutschland am Krieg in Kurdistan. Es geht also weniger um den 
wiederholten Beweis, daß deutsche Waffen in Kurdistan eingesetzt und 
Menschen gefoltert werden, sondern um die Frage nach dem Warum. 
Dies und 500.000 Kurdinnen in der Bundesrepublik Deutschland ma-
chen den Kurdistankonflikt auch zu einer innenpolitischen Angelegen-
heit in der Bundesrepublik. 
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